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1. Prü fungsau ft r a g

Der Landesrechnungshof hat eine stichproben-

weise Prüfung von Flußbaumaßnahmen durchgeführt.

Mit der Prüfung war QBR Dipl. -Ing. Werner

Schwärz! beauftragt.

In das Prüfprogramm wurden 7 Bauvorhaben auf-

genommen, 'lobei 2 Bauvorhaben genauer, die übrigen

auf wesentliche Tätigkeiten beschränkt geprüft und

die Ergebnisse zusammenfassend im Bericht dargestellt
werden.

Neben der Prüfung der Baudurchführung, wie Aus-

schreibe- und Vergabevorgang, Ausmaßermittlung, wirt-

schaftlicher Einsatz der Geräte und Abrechnung, wurden

auch die Vor- und Nachteile von Eigenregiebauten un-

tersucht. Im Zusammenhang mit der Prüfung der Zweck-

mäßigkeit von Eigenregiebauten wird auch auf den

Bericht "Überprüfung der Ausgaben für Baumaschinen,

Geräte und Fahrzeuge für den Flußbau" Bezug genommen.

Die Überprüfung erstreckte sich auf örtliche

Erhebungen, auf die Einsichtnahme in die Bauakte der

Fachabteilungsgruppe Landesbaudirektion - Fachab-

teilung lila und der einzelnen Baubezirksleitungen.

Weiters wurde Einsicht in die Gebarung und die sonsti-

gen mit der Baudurchführung verbundenen schriftlichen

und plan lichen Aufzeichnungen genommen.
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2. Organisation

2. 1 Betreuungsbereich der Fließg^wässer in der

Steiermark

Die Fließgewässer, soweit sie im Sinne des

§ 2 des Wasserrechtsgesetzes 1959 alsöffentlichesGe-

wässer anzusehen sind, werden in der Steiermark von

folgenden Dienststellen betreut:

* Wildbach- und Lawinenverbauung

Die Einzugsgebiete und Tätigkeifcsgrenzen zwi-

sehen der Wildbach- und Lawinenverbauung und der

Bundeswasserbauverwaltung wurden gemeinsam nach

den Kriterien des Forstgesetzes für jedes Gewäs-

ser festgelegt.

* Landwirt seh aftlicher Wasserbau (Fachabteilung

III b)

Für kleinere und künstlich angelegte Gerinne, die

im wesentlichen landwirtschaftlichen Erfordernis-

sen (Meliorationen, Tagwasserableitungen usw.)

dienen, ist die Fachabteilung IIIb der Fachab-

teilungsgruppe Landesbaudirektion zuständig.

* Bundeswasserbauverwaltung (Fachabteilung lila

-Flußbau und Hydrographie)

Von der Fachabteilung lila der Fachabteilungs-

gruppe Landesbaudirektion und den Baubezirks-

ieitungen Brück an der M ur, Feldbach, Hartberg,
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Judenburg, Leibnitz, Liezen sowie dem Baubezirks

amt Graz werden alle übrigen Fließgewässer (Bun.

desflüsse, Grenzgewässer und Interessentengewäs-

ser) im Rahmen der Bundeswasserbauverwaltung be-

treut.

2. 2 Aufgaben der Dienststellen der Bundeswasserbau-

Vr. rwaltung

2. 2. 1 Fachabteilung lila, Fachreferat Flußbau

Das Flußbaureferat der Fachabteilung lila

hat in Zusammenarbeit mit den nachgeordneten Wasser-

baureferaten der Baubezirksleitungen und des Baube-

zirksamtes Graz u. a. folgende Aufgaben wahrzunehmen:

* Flußbau, allgemeine fachtechnische Angelegenhei-

ten ;

* Förderungsmaßnahmen für Regulierungsarbeiten an

Flüssen und Bächen sowie Hochwasserschutzbauten,

Planung und Erhaltung;

* Gewässerzusfcandsaufsicht;

* Flußbaukataster;

* Verwaltung des öffentlichen Wassergutes;

* Verwaltung der Flußbauhöfe und Einsatz landes-

eigener Baumaschinen, Geräts und Fahrzeuge für

den Flußbau.
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2. 2. 2 Wasserbaureferate der Baubezirksleitungen

(ßaubezirksamt)

Die Wasserbaureferate der Baubezirksleitun-

gen und des Baubezirksamtes Graz sind für die Abwick-

lung flußbaulicher Maßnahmen im Wege von Eigenregie-

bauten, reinen Firmenbauten und gemischten Bauten ver

antwortlich.

Die Baubezirksleitungen bzw. das Baubezirks

amt Graz sind dabei nach einem Erlaß der Fachabtei-

lung lila vom 31. August 1978 verpflichtet, vom je-

welligen Rechtsträger der Baumaßnahme (Wasserverband,

Gemeinde usw. ) einen schriftlichen Auftrag zur Uber-

nähme der Bauführung einzuholen. Sie werden dann in

der Eigenschaft als Geschäftsführer des Rechtsträgers

der Baumaßnahme tätig.

Die Geschäftsführung beinhaltet beispiels-

weise folgendes:

* Ausschreibung und Antragstellung für Vergabe der

Arbeiten;

* Bauleitung und Bauaufsicht;

* Organisation der Baustelle;

* Abrechnung des Bauvorhabens.

Bei Eigenregiebauten füngiert die Baubezirks

leitung (ßaubezirksamt) als Bauführer, wobei u. a. fol-

gende Tätigkeiten abzuwickeln sind:
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* Einsatz der Kollektivvertragsarbeiter;

* Anmietung , der erforderlichen privaten Bauma-

schinen;

* Einsatz landeseigener Baumaschinen, Geräte und

Fahrzeuge für den Flußbau;

* Materialeinkauf und Transport.

2. 3 Förderung von Flußbauten

Die Förderung der Herstellung, Instandhaltung

sowie der Betrieb schutzwasserbaulicher Maßnahmen und

Anlagen durch Bundes- und Landesmittel wird in erster

Linie durch das Wasserbautenförderungsgesetz geregelt.

Weiters müssen die beantragten Maßnahmen, soferne Bun-

desmittel in Anspruch genommen werden, den vom Bundes-

ministerium für Land- und Forstwirtschaft herausgege-

benen Richtlinien für den Schutzwasserbau (RIWA) und

Erlässen entsprechen*

Hiezu sind als allgemeine Voraussetzungen für

eine Förderung festgelegt:

* Durchführung der wasserrechtlichen Verhandlung:

* Zustimmung des Bundesministeriums für Land- und

Forstwirtschaft zum Projekt;

* Sicherstellung der Instandhaltung der Bauten;



* Einsatz der Kollektivvertragsarbeiter;

* Anmietung , der erforderlichen privaten Bauma-

schinen;

* Einsatz landeseigener Baumaschinen, Geräte und

Fahrzeuge für den Flußbau;

* Materialeinkauf und Transport.

2. 3 Förderung von Flußbauten

Die Förderung der Herstellung, Instandhaltung

sowie der Betrieb schutzwasserbaulicher Maßnahmen und

Anlagen durch Bundes- und Landesmittel wird in erster

Linie durch das Wasserbautenforderungsgesetz geregelt.

Wetters müssen die beantragten Maßnahmen, soferne Bun-

desmitbel in Anspruch genommen werden, den vom Bundes-

ministerium für Land- und Forstwirtschaft herausgege-

benen Richtlinien für den Schutzwasserbau (RIWA) und

Erlässen entsprechen.

Hiezu sind als allgemeine Voraussefczungen für

eine Förderung festgelegt:

"fr Durchführung der wasserrechtlichen Verhandlung:

* Zustimmung des Bundesministeriums für Land- und

Forstwirtschaft zum Projekt;

* Sicherstellung der Instandhaltung der Bauten;
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* Beteiligung des Landes und der örtlichen Inter­

essenten an der Kostentragung mit einem ver­

schieden bemessenen Mindestprozents9tz.

2.4 Bauträger von Flußbaumaßnahmen 

Für die Durchführung von Flußbaumaßnahmen 

an den sogenannten Interessentengewässern(Konkurrenz­

gewässer), die den größten Anteil der von der Bundes­

wasserbauverwaltung betreuten steirischen Fließge­

wässer einnehmen, treten vereinzelt Anrainer und Was­

sergenossenschaften, vorwiegend aber Gemeinden und 

Wasserverbände als Regulierungsunternehmen (Bauträger 

bzw. Rechtsträger der Baumaßnahme) auf. 

Der vorliegende Prüfbericht bezieht sich 

ausschließlich auf Interessentengewässer, deren Finan­

zierung durch Bundes-, Landes- und Interessentenmittel 

erfolgt. 
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3. Ablaufschema für schutzwasserbauliche Maßnahmen

3. 1 Planung von Flußbau ten

Im Interesse eines naturnahen Wasserbaues

soll nach einem im Juli 1982 vom Amt der Steiermärki-

sehen Landesregierung erstellten Maßnahmenkatalog bei

der Erarbeitung schutzwasserbaulicher Maßnahmen ver-

stärkt die örtliche Raumplanung, die Regionalplanung

sowie die Landwirtschaft neben der Fachstelle für Na-

turschutz und dem Vertreter der Fischerei mitwirken.

Das Wasserbautenförderungsgesetz kennt nach

stehende schutzwasserbauliche Planungsschritte:

* Grundsatzkonzepte

* Gefahrenzonenpläne

* generelle Projekte

* Detailprojekte.

Die Detailprojekte werden für kleinere Bau-

maßnahmen von der Bundeswasserbauverwaltung oft selbst

erstellt, die Projektierung größerer Baumaßnahmen wird

in der Regel an Ziviltechniker vergeben.



5. 2 Genehmigungsverfahren

Da schutzwasserbauliche Maßnahmen grundsätz-

lich der wasserrechtlichen Bewilligung nach dem Was-

serrechtsgesetz bedürfen, wird nach Vorliegen. der De-

tailprojekte die wasserrechtliche Bewilligung einge-

holt.

Neben der wasserrechtlichen Bewilligung kön-

nen allenfclls noch naturschutzrechtliche, eisenbahn-

behördliche und forstrechtliche Bewilligungen notwendig

sein .

3. 3 Technische und finanzielle Genehmigungen

Baumaßnahmen, für die Bundes- oder Landes-

mittel beantragt werden, bedürfen der technischen und

finanziellen Genehmigung durch das Bundesministerium

für Land- und Forstwirtschaft.

3. 4 Ausführung schutzwasserbaulicher Maßnahmen

Nach Vorliegen der erforderlichen behörd-

lichen Genehmigungen und der technischen und finanziel

len Genehmigung durch das Bundesministerium für Land-

und Forstwirtschaft erfolgt die Baudurchführung j.n

Form von Firmen-, Eigenregie- oder gemischten Bauten
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Bei Vergaben von Lieferungen und Leistungen an Firmen
sind die gültigen Vergebungsvorschriften des Bundes-
ministeriums für Land- und Forstwirtschaft bzw. des

Landes Steiermark einzuhalten.

Die Überwachung der Sauarbeiten obliegt der

BundeswasserbauverwaItung, wobei diese die Geschäfts-

führertätigkeit für den Bauträger wahrnimmt.

Die einzelnen Bauvorhaben müssen nach den

genehmigten P lanunterlagen und dem genehmigten finan-
ziellen Rahmen ausgeführt werden. Änderungen bedürfen

neben allfälligen behördlichen Genehmigungen auch der

schriftlichen Zustimmung der Förderungsstellen.

Nach Abschluß der Baumaßnahme erfolgt im

Rahmen von kommissionellen Prüfungen die Feststellung

der ordnungsgemäßen Ausführung. Gleichzeitig wird das
Bauwerk dem Bauträger in die laufende Erhaltung über-

geben.
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4. Prüfung einzelner Flußbaumaßnahmen

Geprüft wurden 7 Bauvorhaben und zwar:

Laßnitzregulierung, Stangersdorf;

Schöderbachregulierung in Schöder;

Lungitzbachregulierung in Unterrohr;

Pyhrnbachregulierung in Liezen;

Schwarzauregulierung, Abschnitt Murfeld II;

Mürzbachregulierung in Mürzhofen;

Södingbachregulierung in Söding, 2. Baustufe;

sowie auch verschiedene Kleinmaßnahmen.

Im Zuge der Prüfung wurden die Fachabtei-

lung lila und die einzelnen Baubezirksleitungen (Bau-

bezirksamt) aufgesucht und die genannten Regulie-

rungsbaustellen besichtigt.

Geprüft wurde vor allem der wirtschaftliche

Einsatz der vorhandenen Geldmittel sowie die Einhal-

tung der gesetzlichen Bestimmungen und der Vergebungs

vorschr i ffcen.

Letztlich geht es darum, die Förderungsbei-

träge des Bundes und des Landes sowie die Interessen-

tenbeiträge in der Höhe von insgesamt über 200 Mio. S

jährlich so rationell und wirtschaftlich wie möglich

zu verwenden.

Der Landesrechnungshof stellt auch einlei-

tend trotz einzelner kritischer Betrachtungen Im nach
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folgenden Bericht fest, daß sämtliche im Flußbau
befaßten Landesbediensteten in der Fachabteilung

IIJ.a und in den Baubezirksleitungen (Baubezirksamt)

bemüht waren, ihre Aufgaben gewissenhaft zu erfül-

len und ein wirtschaftlicher Einsatz der vorhan-

denen Geldmittel weitgehendst gewährleistet ist.

4. 1 Projektierungsarbeiten

Die Projektierung der Baumaßnahmen erfolgte

zum Teil durch die Baubezirksleitungen selbst und

wurde zum Teil an Ziviltechniker vergeben.

Vergeben wurde die Projektierung nachste-

hender Baumaßnahmen:

Lungitzbachregulierung, Unterrohr;

Schöderbachregulierung, Schöder;

Schwarzauregulierung, Murfeld II;

Södingbach, Verbesserung des Hochwasserschutzes

in der Gemeinde Söding, 2. Baustufe.

Von den Baubezirksleitungen selbst wurden

geplant:

Laßnitzregulierung, Stangersdorf;

Mürzbachregulierung, Mürzhofen;

Pyhrnbachregulierung, Liezen.
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Da die Projektserstellung nicht zu den

unmittelbaren Aufgaben einer Baubezirkslei-

tung gehört, ist daher der besondere Einsatz der

Bediensteten hervorzuheben. Dies trifft insbesonders

für das Wasserbaureferat Leibnitz zu, das gegenüber

anderen Wasserbaureferaten einen verhältnismäßig

niedrigen Personalstand aufweist.

Allerdings mußte jedoch auch festgestellt

werden, daß das Projekt "Laßnitzregylie_ryng, Stangers-

darf, 1. und 2. Bauabschnitt, Vollausbau" offensicht-

lich zu wenig ausgereift war, da

* bereits während der BaudurchFührung des 1. Bau-

abschnittes eine Neuplanung des 2. Bauabschnit-

tes . sich als notwendig erwies und das Gohlge-

fälle wesentlich reduziert werden mußte und

* die geschätzten Kosten von S 12, 700. 000, -- für

den 1. und 2. Bauabschnitt zu niedrig angenommen

wurden. Für den 1. Bauabschnitt waren 5 9, 500. 000,

und für den 2. Bauabschnitt S 9, 800. 000, -, also

zusammen S 19, 300. 000, --, er forderlich.

Die Kosten für den 2. Bauabschnitt wurden

auf der Grundlage der Erfahrungen des 1. Bauabschnit-

tes real eingeschätzt und konnten sogar unterschritten

werden. Dadurch war eine Verlängerung der Regulie-

rungsstrecke im Oberlauf über das Projekt hinausgehend

im Rahmen des genehmigten Erfordernisses möglich.

Bei den anderen Regulierungsmaßnahmen konn-

ten die anläßlich der Planung präliminierten Kosten
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bei der Baudurchführung eingehalten werden. Einge-

tretene vertretbare Kostenerhöhungen waren in erster

Linie durch die mehrjährige Bauzeit gegeben. Bei der

Pyhrnbachregulierung in Liezen war sogar eine wesent-

liche Kosteneinsparung in der Höhe von rund 1, 4 Mio.5

möglich, wodurch nach zusätzlicher Genehmigung die

Regulierungsstrecke um 148 m ausgedehnt werden konn-

te.

Der Landesrechnungshof vertritt die Auf-

fassung, daß Eigenplanungen in dieser Größenordnung

wegen des hohen Zeitaufwandes nur dann durchgeführt

werden sollen, wenn wichtige Aufgaben in der Hoheits-

Verwaltung und AuftragsVerwaltung nicht vernachläs-

sigt werden müssen. Deshalb wird empfohlen:

* Von den Baubezirksleitungen sollen in der Regel

nur kleinere Bauvorhaben selbst projektiert wer-

den (Kleinmaßnahmen, Instandhaltungen u. dgl. ).

* Von einer zentralen Projektierungsgruppe in der

Fachabteilung lila sollten in erster Linie Grund-

satzkonzepte und generelle Porjekte erstellt

'//erden .

* Die Detailprojektierung größerer Bauvorhaben soll

dagegen verstärkt an Ziviltechniker vergeben wer-

den .

Die von den Ziviltechnikern gelegten Honorar-

noten wurden von der Fachabteilung lila bzw. den Bau-

bezirksleitungen (Baubezirksamt) geprüft und entsprechend
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den Verträgen auf Grundlage der Gebührenordnungen

für Ziviltechnikerleistungen abgerechnet.

Für die von der Bundeswasserbauverwaltuna

ausgearbeiteten Projekte wurden die entsprechend dem

Erlaß des Bundesministeriums für Land- und Forst-

Wirtschaft vom 12. Oktober 1973, ZI. : 71. 94Q-IV/99

-1973, möglichen Projektierungskosten dem Baufonds

angelastet und in die Förderung aus Bundesmittel

einbezogen. Damit ist eine Abgeltung der Länderlei-

stungen für die Projektierung wasserbaulicher Maß-

nahmen gegeben.

Bei Erhaltungsarbeiten und bei Kleinmaßnah-

me^n findet eine Berücksichtigung von Projektierungs-
kosten im Sinne dieses Erlasses nicht statt.

Wie der Landesrechnungshof sich bei der Du rch-

Sicht einzelner Projekte überzeugen konnte, ist auch

bei diesen Bauvorhaben oftmals ein hoher Proflektie-

rungsaufwand (z. B. Vermessungsarbeiten, Planungs-

und Zeichenarbeiten u. dgl. ) gegeben.

Der Landesrechnungshaf schlägt daher vor,

eingehend zu prüfen, ob dieser hohe Projektierunqs-

aufwand für Kleinmaßnahmen erforderlich ist. Bei

wasserrechtlich nicht bewilligungspflichtigen Maß-

nahmen konnten für den Antrag an das Bundesministerium

für Land- und Forstwirtschaft die Unterlagen auf das

unbedingt notwendige Ausmaß beschränkt werden.
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4. 2 Bauträger

Als Regulierungsunternehmen (Bauträger) sind

entweder Wasserverbände oder Gemeinden und in einem

Fall eine Wassergenossenschaft aufgetreten.

Da der Beitrag des Bundes und des Landes ins-

gesamt 80 °o, bei der Schoderbachregulierung über 90 °o

der Regulierungskosten beträgt, muß selbstverständlich

eine hinlängliche Beaufsichtigung in technischer und

finanzieller Hinsicht gesichert sein, wofür die Bau-

bezirksieifcungen (Baubezirksamt) in erster Linie zu-

ständig sind.

Die Baudurchführung oblag daher den Wasser-

baureferaten der einzelnen Baubezirksleitungen bzw.

dem Baubezirksamt.

Bei den Firmenbauten wurden die Bauvergaben,

die örtliche Bauaufsicht und alle sonstigen admini-

strativen Arbeiten, also die Geschäftsführung, von den

Baubezirks-Leifcungen wahrgenommen .

Bei den sogenannten Eigenregiebauten stell-

ten die Baubezirksleitungen (Baubezirksamt) das Füh-

rungspersonal, setzten die Kollektivvertragsarbeiter

ein, mieteten Baumaschinen an und kauften die erforder

lichen Baumaterialien ein. Aucli in diesem Fall handel-

ten die Baubezirksleitungen (Baubezirksamt) als "Ge-

schäftsführer des Rechtsträgers der Baumaßnahme .

Laut Erlaß der Fachabteilung lila vom 31.

August 1978 haben die Baubezirksleitungen bzw. das Bau

bezirksamt vom jeweiligen Rechtsträger einer Baumaß-
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nähme (Wasserverband, Gemeinde usw. ) einen schrift-

lichen Auftrag zur Übernahme der Bauführung in der

Eigenschaft als ihr Geschäftsführer einzuholen.

Bei den Bauvorhaben Pyhrnbachregulierung,

Schwarzauregulierung und Schöderbachregulierung war

aus der Aktenlage kein schriftlicher Auftrag zur

Übernahme der Geschäftsführung zwecks Abwicklung der

Baumaßnahme ersichtlich.

Da eine nicht ordnungsgemäGe Auftragser-

teilung zur Geschäftsführung sowohl für das Land

Steiermark als auch für Bedienstete des Landes Steier-

mark Schadenersatzforderungen sowie Haftungen nach

sich ziehen können, wird dringend empfohlen,

i

* daß Aufträge zur Übernahme von Bauführungen nur

schriftlich erteilt werden und

* insbesonders zu prüfen ist, ab die entsprechenden

Beschlüsse der Rechtsträger der Baumaßnahme vor-

liegen und der Auftrag ordnungsgemäß unterfertigt

wurde.

4. 3 Rechtliche und förderungsbedingte Genehmigungsver

fahren

4. ?. 1 Genehmigungsverfahren

Die erforderlichen wasserrechtlichen Bewil-

ligungen wurden in der Regel rechtzeitig eingeholt.
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Für die Projektserweiterung Pyhrnbachregulierung,

2. Bauabschnitt von km 1, 962 bis 2, 110. liegt jedoch
.keine w'asserrechtliche Bewilligung vor.

Notwendig ist es auch, daß bei wesentlichen

Abänderungen gegenüber dem genehmigten Projekt recni-

zeitig var Durchführung dieser Beumaßnahmen um die

wasserrechtliche Bewilligung angesucht wird. Eine

solche wesentliche Änderung gegenüber dem wasser-

rechtlich bewilligten Projekt ist Z. B. bei der Laß-

nitzreguiierung Sfcangersdorf eingetreten, wo

* eine Abänderung der Bauform von Lebendverbauung

auf Sicherung mit Bruchsteinen erfolgte,

* das Gefalle der Gewässersohle von 9 °/"g auf

6 °/o" abgemindert wurde und

* eine Anhebung der Uferborde um ca. 70 cm über

Gelände auf eine Länge von 1, 4 km erfolgte.

Der Landesrechnungshof weist in diesem Zu-

sammenhang darauf hin,

* daß insbesonders öffentliche Dienststellen ver-

pflichtet sind, rechtzeitig sämtliche notwendigem

Bewilligungen aufgrund zwingender gesetzlicher

Bestimmungen einzuholen und somit beispieIhaffc

vorzugehen haben.

* daß allfällige technische Vorschreibungen seitens

der Behörde schon vor Setzung der Baumaßnahmen

bekannt sein sollten, sodaß diese bereits kosten-

mäßig einkalkuliert werden können und
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* daß durch rechtzeitige Einholung der erforder-

lichen Bewilligungen nachträgliche Schwierig-

keiten mit einzelnen Grundeigenfcümern, die sich

in ihren Rechten verletzt fühlen, vermieden

werden.

Positiv kann erwähnt werden, daß in der

Regel kurzfristig nach Fertigstellung der Bauvorhaben

um die wasserrechtliche Überprüfung angesucht worden

ist. Dabei haben entweder die Baubezirksleitungen als

Geschäftsführer des Rechtsträgers einen entsprechenden

Antrag auf Durchführung der Uberprüfungsverhandlung

eingebracht oder den Bauträgern die notwendigen Unter-

lagen zur Antragstellung für die Liberprüfungsverhand-

lung gelie fert.

Die wasserrechfcliche Überprüfung für die

Schöderbachregulierung 1. und 2. Bauabschnitt ist noch

ausständig, obwohl die letztgültige Baufrist mit 30.

Juni 1980 bereits abgelaufen ist. Hier sollte die Was-

sergenossenschaft Schöder ehestens die Fertigstellung

der Bauarbeiten bei der zuständigen Bezirkshauptmann-

schaft Judenburg anzeigen.

Sonstige Bewi11igungen wie Z. B. eisenbahn-

behördliche, wurden ebenfalls rechtzeitig eingeholt.
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4. 3. 2 Technische und finanzielle Genehmigungen

Die technischen und finanziellen Genehmigun-

gen für die Baumaßnahmen, einschließlich notwendiger

Erforderniserhöhungen wurden vom Bundesministerium für

Land- und Forstwirtschaft erteilt.

Der Landesrechnungshof mußte jedoch fest-

stellen, daß bei einzelnen Eigenregiebauten bereits vor

Eintreffen der technischen und finanziellen Genehmigung

durch das Bundesministerium für Land- und Forstwirt-

schaft mit den Bauarbeiten begonnen wurde.

Der Landesrechnungshof sieht die Ursache da-

für in der Art der Baudurchführung als Eigenregiebau

und dem damit zusammenhängenden Einsatz der Kollektiv-

vertragsarbeiter. Solange Kollektivvertragsarbeiter

der Bauträger vorhanden sind, sind die Baubezirkslei-

tungen nämlich gezwungen, für eine kontinuierliche Aus

lasbung der Arbeiter Sorge zu tragen, wobei es zeit-

weise zu finanziellen Engpässen kommt. Es müßte ge-

trachtet werden, daß die Anträge um technische und

finanzielle Genehmigung rechtzeitig eingebracht und

mit den Baumaßnahmen nur bei finanzieller Sicherstel-

lung begonnen wird.
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4. 4 Vergebung von Leistungen

4. 4. 1 Vergebungsvorschriften

Für die Vergebung der Leistungen sind die

Vergebungsvorschriften für das Land Steiermark und

die vom Bundesministerium für Land- und Forstwirt-

schaft herausgegebenen Richtlinien für die Vergebung

von Leistungen im Wasserbau maßgebend.

Demnach sind folgende Vergebungsarten an-

zuwenden :

* Freihändige Vergebung

Eine freihändige Vergebung von Leistungen kann

bis zu Auftragssummen von rund S 100. 000, -- Platz

greifen. Dabei ist von den Baubezirksleitungen

(Baubezirksamt) bei Vergaben über S 50. 000, --

die Zustimmung der Fachabteilung lila einzuholen.

Auch bei einer derartigen Vergebung sind mehrere

Anböte einzuholen.

* Vergebung aufgrund von beschränkten Ausschrei-

bungen

Beträgt die geschätzte Auftragssumme nicht mehr

als 1 Mio. 5, so kann die Vergebung aufgrund einer

beschränkten Ausschreibung stattfinden. Dabei

sind bei einer Auftragssumme bis zu S 100. 000, --

mindestens 3 Firmen, bei einer Auftragssumme von

S 100. 000, -- bis 5 200. 000, -- mindestens 4 Fir-

men und bei einer Auftragssumme über S 200. 000, --

mindestens 6 Firmen einzuladen.
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* Vergebung aufgrüne von öffentlichen Ausschrei-

bungen

Alle Leistungen, die nicht nach den vorhergegan-

genen Bestimmungen vergeben werden, sind öffent-
lich auszuschreiben. Für die Zuschlagserteilung

ist nicht das Billigstanbot, sondern das Best-

anbot zu berücksichtigen. Die diesbezügliche

Beurteilung ist u. a. von folgenden Faktoren ab-

hängig:

** Befugnis des Bieters

** Zuverlässigkeit des Bieters

** Wirtschaftliche und technische Leistungsfähig

keit des Bieters

4. 4. 2 Wahl der Vergebung

Die Projektierungsarbeiten, soweit diese nicht
von den Baubezirksleitungen selbst durchgeführt wurden,

sowie überhaupt Vergaben an Ziviltechniker (z. B. Ver-

messungsarbeiten) wurden freihändig vergeben.

Diese Vorgangsweise entspricht den Vergabebe-

Stimmungen und der langjährigen Übung. Auch die Gebühren

Ordnungen für Ziviltechnikerleistungen, herausgegeben

von der Bundesingenieurkammer, sind auf diese freien

Vergaben ausgerichtet.

Bei den übrigen Firmenleistungen war die Ver-

gabeart in erster Linie davon abhängig, ob es sich um

Firn'ienbauten oder Eigenregiebauten hsndelt.
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Die Firmenbauten wurden, da die Auftrags-

summen über 1 Mio. S gelegen sind, öffentlich ausge-

schrieben. Als besonders positiv z'u werten ist die

Ausschreibung der Bauarbeiten für die Mürzgrabenbach-

re-gulierung nach Festpreisen mit einer vorgesehenen
Bauzeit von 12 Monaten. Auch der Landesrechnungshof

ist der Ansicht, daß Bauarbeiten, die innerhalb eines

Zeitraumes von 12 Monaten abgeschlossen werden kön-

nen, zu Festpreisen auszuschreiben sind.

Bei den Eigenregiebauten wurden Leistungen

über S 100. 000, -- in der Regel beschränkt ausgeschrie

ben, wobei jedoch einzelne Verstöße gegen die Vergabe

Vorschriften im weiteren Bericht aufgezeigt werden

müssen. Durch unzulässige Stückelungen von Auftrags-

Einheiten wurden Ermächtigungsgrenzen umgangen.

Leistungen unter S 100. 000, -- wurden meist
*

freihändig vergeben, wobei oftmals die geforderten

Konkurrenzanbote nicht eingeholt wurden.

Die prozentuellen Anteile des finanziellen

Aufwandes bei Eigenregiebauten bei den geprüften Bau

vorhaben, die in die Privatwirtschaft geflossen sind

bzw. auf Eigenregie entfallen, sind in der nach

folgenden Tabelle dargestellt:
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Zur vorstehenden Tabelle ist folgendes zu

bemerken:

* Bei den sogenannten Eigenregiebauten gehen bis
zu 80 °o der Geldmittel in die Pnvatwirtschaft:.

* Der Anteil der freihändigen Vergebung an den

Fremdleistungen schwankt zwischen 17 und 47 °a

b.ei Normalmaßnahmen. Bei Sofortmaßnahmen zu

Hochwasserschadensbehebungen bzw. Kleinmaßnahmen

zwischen 2 und 100 %.

* Bei Hochwasserschadensbehebungen ist der prozen-

tuelle Anteil der freihändigen Vergaben an den

Gesamtbaukasten zum Teil geringer als bei Nor-

malmaßnahmen. Es muß daher bei Narmalmaßnahmen

um so eher möglich sein, die Lieferungen und

Leistungen auszuschreiben.

* Bei Hochwasserschadensbehebungen ist der Anteil

an Fremdleistungen höher als bei Normalmaßnahmen

Eigene Baumaschinen und Großgeräte kamen nicht

zum Einsatz. Der Landesrechnungshof sieht seine

Ansicht bestätigt, daß landeseigene Baumaschinen

und Großgeräte für Hochwasserschadensbehebungen

nicht unbedingt benötigt werden und die Privat-

Wirtschaft einen ausreichenden Maschinenpark

besitzt.
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* Bei den Eigenregiebauten werden die Arbeiten

und Leistungen von nachfolgenden Gruppen er-

bracht:

*'*' von den Bauträgern durch Beistellung eige-

ner Arbeitskräfte und eigener Baumaschinen,

*~>1' vom Land Steiermark durch Beistellung der

Baumaschinen, Geräte und Fahrzeuge für den

Flußbau,

** von orivaten Unternehmen durch Beistellung

von Baumaschinen, Geräten, Raumaterialien usw

Der Landesrechnungshof erachtet es aus

der Sicht der Wirtschaftlichkeit als unbedingt not-

wendig, daß der Anteil der freihändigen Vergebung

von Leistungen auf ein Mindestmaß reduziert wird.

Dies ist bei genauer Einhaltung der Vergebungsvor-

Schriften durch eine bessere Organisation im Ver-

gabewesen möglich. Diesbezüglich wird in der weiteren

Berichts folge noch eingegangen werden.

Als besonders zweckmäßig wird dabei erach-

tet, daß die Vergaben nach öffentlichen und beschränk

ten Ausschreibungen nun zentral von der Fachabtei-

lung lila erfolgen. Dadurch ist sowohl eine gleich-

artige Vorgangsweise in der gesamten Steiermark als

auch eine bessere Kontrollmäglichkeit durch die

Fachabteilung lila als übergeordnete Dienststelle

Gewährleistet.
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4. 4. 3 Vergebungsvorgang

Die Anbotssteller mußten ihre Anbote bis

zum festgesetzten Termin bei den einzelnen Baube-

zirksleitungen einreichen. Sie konnten der Anbotsver-

handlung beiwohnen und nach Abschluß der Verhandlung

die aufgenommene Niederschrift mitfertigen. In die-

ser Niederschrift wurden die Anbotssteller, Datum

und Uhrzeit ihrer Anbotsabgabe uri d das Ergebnis der

Anbotseröffnung sowie die Anbotssumme eingetragen.

Nach erfolgter Überprüfung der Anbote wurde die über-

prüfte Anbofcssumme, also die berichtigte Summe, nach-

träglich eingetragen.

Bei der Überprüfung konnte im wesentlichen

die Formrichtigkeit und Vollständigkeit der Anbote

festgestellt werden.

Bei der Ausschreibung von Wasserbausteinen

für das Bauvorhaben Pyhrnbachregulieryn^j mit der An-

botseröffnung am 25. Oktober 1978 wurden jedoch im

Anbot des Bestbieters Fa. Josef Maier KG, Gräbming,

die ursprünglich angebotenen Einheitspreise und Ge-

samtpreise überklebt und korrigiert.

Nach der ÖNORM A 2050, Punkt 3. 2. 4, müssen

Änderungen eindeutig und klar sein und so durchge-

führt werden, daß die ursprüngliche Schrift leser-

lich bleibt; sie gelten nur, wenn sie unter Angabe

des Datums durch Unterschrift bestätigt werden.

Der Landesrechnungshof stellt dazu fest, daß

* die Unterschrift und das Datum der anbietenden

Firma fehlen;
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* die erforderliche Aufklärung seitens des Auf-

traggebers bei der vorhandenen Mangelhaftig-

keit des Anbotes vom Bieter nicht eingeholt

wurde.

4. 4. 4 Spekulative Anbotslegung

Wenn Massenänderungen von einzelnen Bietern

bereits erwartet werden, ist dies Anreiz für eine

spekulative Anbots legung. Es werden dann für Posi-

tionen, bei denen Massenvergräßerungen erwartet wer-

den, hohe Einheitspreise und bei Positionen, bei de-

nen Massenminderungen erwartet werden, niedrige Ein-

heitsprelse angeboten. Dadurch ist der Billigstbie-

ter mit den Ausschreibungsma;3sen keinesfalls mehr

Billigstbieter, wenn die Anbote mit den Schlußrech-

nungsmassen durchgerechnet werden. Es kommt zu soge-

nannten Bieterreihungsstürzen.

Der Landesrechnungshof hat im Zuge der ge-

genständlichen Prüfung festgestellt, daß die mit der

Abwicklung betrauten Dienststellen (Fachabteilung lila

und Baubezirksleitungen) bemüht sind, durch möglichst

genaue Erfassung aller Leistungspositionen und exak-

ter Massenermittlung eine spekulative Anbotsiegung

weitgehendst zu verhindern. Dies zeigte sich a Lich im

geringen Ausmaß in der Legung von Nachtragsanboten.

Bei der Schäderbachregulieruna, 1. Bauab-

schnitt, ergibt jedoch die Gegenüberstellung Anbot-

Schlußrechnung für die Erdarbeiten folgendes Bild:



Nach Ausschreibung:

Pos. 1 Erdaushub 9. 500 m3

Zuschlag zu Pos. 1
Felsaushub ( 80 m3)

Zuschlag zu Pos. 1
(Findlingsaushub) 20 m3

lt. Schlußrechnung'

Pos. 1 7. 046, 75 m3

Zuschlag 2. 311, 12 m3

Zuschlag 164 m3

Steigerung r|egeniiber Anbot

Ing. Fockt, Murau

7, 50

180,-

180,-

71. 250,-

14. 400,-

3. 600,-

89. 250,-

100 °o

57. 019,-

416. 002,-

29. 520,-

502. 541

121 °.

563 °.

Ing. Rieger
Bad St. Leonhard

28,-

150,-

85,-

266. OOQ,-

12. fl00,-

1. 700,-

279. 700,-

313 %

212. 872,-

346. 668,-

13. 940,-

573. 480,-

138 °«

205 ".

Ing. llödl & Co.
Graz

35,-

120,-

80,

332. 500,-

9. 600,-

1. 600,-

343. 700,-

385 °.

266. 090,-

277. 334,-

13. 120,-

556. 544

134 °.

161 °o

Ing. Johann Resch
Graz

25,-

90,-

90,-

237. 500,-

7. 200,-

1. 800,-

246. 500,-

276 %

190. 064,-

208. 001,-

14. 760,-

412. 825,-

100 °.

167 ;o

G. (Unbercgger
Niklasdorf

35,-

55,-

125,-

332. 500,-

4. 400,-

2. 500,-

339. 400,-

380 °.

266. 090,-

127. 112,-

20. 500,-

413. 702,-

100 °o

121 °o

f^l
CD
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Aus dieser Tabelle ist ersichtlich, daß bei

den Positionen "Aushub des Bachbettes" wesentliche

Massenänderungen eintraten und dadurch eine Kosten-

Steigerung gegenüber dem Anbot um 563 % eingetreten

ist.

Die Baufirma Inq. Fockt als Billigstbieter

hat im Leistungsverzeichnis für die Position 1, Erd-

aushub, einen wesentlich niedrigeren und für die

Positionen 3 und 4 (als Zuschlag zur Position 1)

einen wesentlich höheren Preis als die übrigen Firmen

angeboten. Die Firma war offensichtlich bereits vor

der Anbotslegung der Ansicht, daß die im Leistungs-

Verzeichnis vorgesehenen Kubaturen nicht den tatsäch-

lichen Verhältnissen entsprechen und hat dahingehend

spekulativ kalkuliert.

Die Massenänderungen sind zurückzuführen auf

die mangelhafte Einschätzung der Bodenverhältnisse,

bedingt durch

* die unzulängliche Bodenuntersuchung im Bereich

der Regulierungsstrecke im Ausmaß von Z Probe-

bohrungen, wodurch keine zusammenhängende Fels-

linie erkennbar war und

* die ungenügende Deutung der Bodenuntersuchung,

da zumindest bei der Bohrstelle in km 3, 2 be-

reits ab einer Tiefe von 0, 8 m unter der Bach-

sohle gewachsener Fels angetroffen wurde und

nach den Längenprofilen in der Regulierunga-

strecke eine Eintiefung bis zu 1, 5 m unter der

bestehenden Bachsohle vorgesehen war.
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Die Fa. Fockt war wegen ihres äußerst gün-

stigen Anbotes auch nach Legung der Schlußrechnung

weiterhin Bestbieter.

Der Landesrechnungshof hat auch den 2. Bau

abschnitt der Schöderbachregulierung in dieser Hin-

sieht geprüft und ergab sich bei der Gegenüberstel-

lung Anbot-Schlußrechnung für die Gesamtarbeiten

folgendes Bild:
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Leistungsgruppen

Pos. 1 30. 000 m3 Aushub

Pos. 2 Zuschlag zu Pos. 1
Felsaushub 300 m3

Pos. 3 Zuschlag zu Pos. 1
Findlinge 30 m3

Erdarbeiten gesamt

Pflasterung

Betonarbeiten

Sonstige Objekte

Brücken

Sonstiges und Regiearb.

Gesamtkosten

Lt. tatsächl. Massen

Pos. 1 28. 667, 9 m3

Pos. 2 2. 178, 7 m3

Pos. 3 45, 24 m3

Erdarbeiten gesamt

Pflasterung

Betonarbeiten

Sonstige Objekte

Brücken

Sonstiges und Regiearb.

Gesamtkosten

ARGE Fockt-Teiml u.
Spitzy

Bestbieter

954. 000,-

92. 880,-

9. 288,-

1, 729. 805,-

1, 660. 100,-

6, 575. 353,-

242. 688,-

624. 979, 10

502. 911, 20

11, 335. 836, 30
(100 °.)

911. 639, 22

674. 525, 52

14. 006, 30

2, 211. 161, 77

1, 468. 574, 38

6, 763. 856, 36

204. 496, 45

747. 276, 70

283. 775, 46

11, 679. 141, 12

102 °;

31, 80

309, 60

309, 60

Fa. Sprengbau Ges. m. b.H

Zweitbieter

1, 620. 000,-

45. 000,-

8. 100,-

2, 182. 050,-

1, 864. 650,-

6, 055. 020,-

231. 000,-

676. 795,-

345. 210,-

11, 354. 725,-
(100, 2 °.)

1, 548. 066, 60

326. 805,-

12. 214, 80

2, 348. 545, 30

1, 637. 303, 16

6, 232. 188, 93

192. 010,-

809. 631, 23

239. 790, 26

11, 459. 468, 88

100 °,

54,-

150,-

270,-
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Aus der vorliegenden Tabelle ist ersichtlich,

daß wie im ersten Bauabschnitt auch im 2. Bauabschnitt

die Kostensteigerung auf eine wesentliche Massener-

höhung bei der Position 2 (Felsaushub) als Zuschlag zur

Position 1 zurückzuführen ist. Laut Leistungsverzeich-

nis waren hiefür 300 m3 Felsaushub vorgesehen, tatsach-

lich kamen jedoch in den Schlußrechnungen 2. 178, 70 m3

zur Abrechnung. Dadurch sind die Kosten bei der Pasi-

tion 2 von S 92. 880, -- auf S 674. 525, 25 ohne Berücksich-

tigung der Preiserhöhungen, also um mehr als das 7-fache.

gestiegen.

Auch bei der Position 38, Liefern, Biegen und

Verlegen von Rippentorstahl, hat sich gegenüber dem

Leistungsverzeichnis eine Massenerhöhung von 13. 600 kg

auf 21. 800, 54 kg laut Schlußrechnung ergeben.

Auch beim 2. Abschnitt war die ARGE Fa. Fockt,

Murau, und Teiml & Spitzy, Graz, als Billigstbieter of-

fensichtlich der Ansicht, daß die im Leistungsverzeich-

nis enthaltenen Kubaturen für den Felsaushub nicht den

tatsächlichen Verhältnissen entsprechen.

Bei der Gegenüberstellung Anbot-Schlußrechnung

zeigt sich ein Bieterreihungssfcurz und ist der frühere

Zweitbieter die Fa. Sprengbau Ges. m. b. H. nunmehr Best-

bieter.

Der Landesrechnungshof stellt dazu fest,

daß

* für den 2. Bauabschnitt ebenfalls die notwendigen

ausreichenden Bodenuntersuchungen unterlassen wur-

den,
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* die notwendigen Rückschlüsse aufgrund der Ab-

rechnung des 1. Bauabschnittes für den 2. Bau-

abschnitt nicht gezogen wurden und

* es unterlassen wurde, bei den Betonarbeiten

(Trogprofil) bereits vor der Ausschreibung die

Statik zu erstellen, damit die notwendige Be-

wehrung weitgehendst genau ermittelt hatte

werden können.

Der Landesrechnungshof ist der Ansicht, daß

infolge des großen Preisdruckes und der starken Kon-

kurrenzierung eine spekulative Anbotslegung seitens

der Firmen nie zur Gänze auszuschließen sein wird.

Solche Anbotslegungen führen jedoch zu einer Verzer-

rung der Bieterreihung und letztlich auch zu finanziel

len Nachteilen für den Auftraggeber. Um derartige Ver-

suche für eine spekulative Kalkulation von vornherein

zu unterbinden, ist eine möglichst exakte Massenermitt

lung für das Leistungsverzeichnis notwendig.

In diesem Zusammenhang wird vom Landesrech-

nungshof die bereits in der Fachabteilungsgruppe Lan-

desbaudirektion, Straßenbau, gewählte Vorgangsweise

e'mpfohlen, wonach

* für jedes Bauvorhaben Listen für die Eintragung

von Extrempositionen zu führen

* die Listen in bestimmten Abständen von den Bau-

bezirksleitungen (Baubezirksamt) an die Fachab-

fceilung lila zu übermitteln und nach Abschluß des

Bauvorhabens der Abrechnung zwecks Kontrolle an-

zuschließen
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* die Baubezirksleitungen (Baubezirksamt) darauf

zu achten haben, daß Positionen mit extrem nie

drigen Preisen voll ausgeschöpft werden, Posi-

tionen mit Maximalpreisen unter Bedachtnahme

großer Sparsamkeit zu verwenden sind und

* bei Massenüberschreitungen (bei Maximalpreisen)

die Zustimmung der Fachabteilung lila einzu-

holen ist.

4. 4. 5 Einhaltung der Verqebunqsvorschriften

Verqebung von Leistunge n aufgrund öffentlicher Aus-

Schreibungen

Leistungen mit einer geschätzten Auftrags

summe über 1 Mio. S wurden öffentlich ausgeschrie-

ben. Diese Vergebungsart wurde nur bei den Firmen-

bauten angewendet.

Bei den Eigenregiebauten erfolgte bei grö

ßeren zusammenhängenden Leistungen und Lieferungen

eine beschränkte Ausschreibung, wobei jedoch durch

Stückelung der Aufträge innerhalb der Gesamtbauzeit

oftmals öffentliche Ausschreibungen umgangen wurden

Nach den geltenden Vergaberichtllnien ist

es jedoch unzulässig, zusammengehörige Leistungen

geteilt zu vergeben, um auf diese Weise bestehende

Ermächtigungsgrenzen zu umgehen.
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Der Landesrechnungshof fand bei kritischer

Betrachtung folgende Ursachen für diese Vorgangswei-

sen :

* Eine Ausschreibung von Baumaschinen, Baumateria-

lien zu Festpreisen über einen Zeitraum von 12

Monaten ist nicht möglich.

* Die Bauzeit der geprüften Flußbaumaßnahmen gln-

gen über diesen Zeitraum von 12 Monaten hinaus.

* Die Beistellung der finanziellen Mitteln von

Bund, Land und Interessenten läßt eine über den

Kreditrahmen eines Jahres hinausgehende Vergabe

schwer zu.

* Öffentliche Ausschreibungen, Z. B. bei der Liefe-

rung von Wasserbausteinen?er scheinen wenig sinn-

voll, da entfernt liegende Steinbrüche ohnehin

nicht konkurrenzfähig sein können.

* Die Preisangemessenheit bei den einzelnen Liefe-

rungen und Leistungen aufgrund der beschränkten

Ausschreibungen wurde geprüft und ist gegeben.

Eine rigorose Vorgangsweise im Hinblick auf

die Einhaltung dei^ Vergabebestimmungen erscheint je-

doch in jedem Einzelfall angebracht.
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Vergebung von Leistunge_n_ay^fgrund beschränkter Aus-

Schreibungen

Der Einsatz von Baumaschinen, Geräten und

der Ankauf von Baumaterialien größeren Umfanges, so-

ferne mit einer Auftragssumme über S 100. 000 , - - g. e -

rechnet werden mußte, wurde in der Regel beschränkt

ausgeschrieben.

Verstoße gegen die Vergebungsvorschriften,

wonach durch Stückelung der Aufträge Ermächtigungs-

grenzen umgangen wurden und eine freihändige Vergabe

erfolgte, werden in weiterer Folge noch aufgezeigt.

Aufklärungsbedürftig erscheinen einzelne

beschränkte Ausschreibungen für die Lieferung von

Wasserbausteinen für das Bauvorhaben Laßnifczregulie-

rung, Stangersdorf.

Hiezu wird ausgeführt:

* Die Anbotseröffnung für die Lieferung von Was-

serbausteinen im Ausmaß von 1. 500 Tonnen war am

4. Dezember 1979. Die Lieferung erfolgte zum

Großteil im Zeitraum vom 23. November bis 5.

Dezember 1979 durch den Bestbieter, die Fa. Klocher

Basal. twerke, Halbenrain (Beilage 1).

* Die Anbotseröffnung für eine weitere Lieferung

von Wasserbausteinen im Ausmaß von 1. 500 Tonnen

hat am 14. August 1980 stattgefunden. Die Liefe-

r ung erfolgte zum Teil bereits im Zeitraum vom

22. Juli bis 21. August 1980 durch den Bestbieter,

die Fa. Othmar Aldrian, Vordersdorf (Beilage 2).
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* Die Anbotseroffnung für eine weitere Lieferung

von Wasserbausteinen im Ausmaß von 2. 000 Tonnen

war am 28. Mai 1980. Der Auftrag wurde an die

beiden Billigstbieter und zwar die Fa. Othmar

Aldrian, Vordersdorf, und die Fa. Haider Ges.

m. b. H., Pölfingbrunn, je zur Hälfte vergsben.

Die Lieferungen dagegen erfolgten von beiden

Firmen bereits im A,;ril 1980 und datieren die

Rechnungen der Fa. Haider Ges. m. b. H. vom 50.

April 1980 und die der Fa. Aldrian vom 12. Mai

1980 und 10. Juni 1980 (Beilage 3)

Die Baubezirksleifcung Leibnitz begründet die

se Vorgangsweise wie folgt:

* Eine rechtzeitige Ausschreibung ist oftmals

nicht möglich, da nach Vorliegen der rechtlichen

und förderungsbedingten Genehmigungen auf Wunsch

der Bauträger sofort mit der Baumaßnahme begon-

nen werden soll.

* Der wirtschaftliche Einsatz der Kollektiv Vertrags
arbeiter erzwingt ebenfalls einen sofortigen Bau

beginn.

* Die bes'chränkten Ausschreibungen werden ardnungs

gemäß durchgeführt. Die Abrechnung mit den Vor-

lieferanten erfolgt aufgrund der Ausschreibungs-

ergebnisse, soferne dieser mit dem Bestbieter

ident ist.
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Hiezu stellt der Landesrechnungshof fest:

* Der Sinn der Ausschreibung, die Erzielung von

Preisen unter Konkurrenzdruck ist nicht gegeben,

da die Lieferung bereits vor der Anbotseröffnung

er folgte.

Bezeichnend ist auch, daß Z. B. bei der beschränk

ten Ausschreibung für die' Lieferung von Wasserbau

steinen mit der Anbotseräffnung am 28. Mai 1980

3 , 'on 6 qeladenen Firmen kein Anbot abgegeben ha-

ben .

* Diese Vorgangsweise steht zu den Vergaberichfcli-

nien im krassen Widerspruch.

* Ausschreibungsmengen von 1. 500 Tonnen bzw. 2. 000

Tonnen Wasserbausteinen für Bauvorhaben in die-

ser Größenordnung sind viel zu klein und nicht

sinnvoll. Dadurch bedingte oftmalige Ausschrei-

bungen erhöhen den Verwaltungsaufwand nicht un-

wesentlich.

Unrichtig ausgelegt wurden die Vergaberi c h t -

linien im folgenden Fall:

Für die Ennsregulierung wurde der notwendige

Hydraulikbaggereinsatz beschränkt ausgeschrieben. Ver

geben wurden die Arbeiten an den Zweitbieter, die Fa.

Ing. Kriechbaum, mit der Begründung, daß diese über

das geeignetere Gerät verfügt. Der Bestbieter, die

Fa. Inq. Letmaier, hat dafür ersatzweise den Auf-
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trag für den Hydraulikbaggereinsatz bei der Pyhrn-

bachregul ierung erhalten. Für die Pyhmbachregu-

lierung fand mit der Begründung keine Ausschrei-

bung statt, daß eine weitere Ausschreibung ohne-

hin nicht zielführend sei, da die im Bezirk vor-

handenen und geeigneten Geräte bereits zur Gänze

im Flußbau im Einsatz stehen.

Hiezu wird vom Landesrechnungshof ausgeführt:

* Bei Vergebungen aufgrund einer beschränkten

Ausschreibung ist zu beachten, daß die Ubertra-

gung der Leistungen nur an den Billigstbieter

erfolgen darf, soferne kein Ausscheidungsgrund

nach der ONORM A 2050 vorliegt. Die beschränk-

te Ausschreibung sieht bereits eine Selektion

der zum Anbot eingeladenen Firmen hinsichtlich

der Leistungsfähigkeit vor.

* Bei Vergebungen aufgrund einer beschränkten Aus

Schreibung ist dasKriterium bei der Auswahl der

einzuladenden Firmen nicht darin zu sehen, ob

der Sitz der Firma im Bezirk liegt, sondern ob

sie zur Leistung der Arbeit befähigt ist.

Für das Bauvorhaben Pyhrnbachregulierung,

1. Bauabschnitt, wurde die Lieferung von Fertigbe-

ton beschränkt ausgeschrieben.

Da kein klarer Ausschreibungstext vorge-

geben wurde, war eine ordnungsgemäGeKalkulation und

eine Vergleichbarkeit der ausgearbeiteten Anbote

nicht möglich. Insbesondere fehlen folgende wesent-

liche Festlegungen:
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* Die genaue Beschreibung der Leistungen (Fest-

legung der Betonkonsistenz und dgl. ).

* Die genaue Angabe, ob die angebotenen Einheits-

preise als Festpreise oder veränderliche Preise

gelten.

Zur beschränkten Ausschreibung selbst wur-

den entgegen den Vergaberichtlinien nur 3 Firmen zur

Anbofclegung eingeladen.

Es wird jedoch auch festgehalten, daß bei

demselben Bauvorhaben bei einer 2. beschränkten Aus-

Schreibung für die Lieferung von Fertigbeton auf-

grund der Erfahrung der 1. Ausschreibung geeignete

Ausschreibungsvordrucke ausgearbeitet und auch ver-

wendet wurden.

Frei_hsmd:i_g_e_Ve^rc]_ebu_n g

Leistungen mit einer Auftragssumme unter

S 100. 000, -- wurden von den Baubezirksleitungen (Bau-

bezirksamt) in der Regel frei vergeben. Dabei ist

es notwendig, bei Aufträgen über S 50. 000, -- die Zu-

Stimmung der übergeordneten Dienstsfcelle, der Fachab-

teilung lila, einzuholen. Ungeachtet dessen sind

auch bei der freihändigen Vergebung von Leistungen

aufgrund der Vergaberichtlinien mehrere Anbote ein-

zuholen. Oftmals fehlen insbesonders bei Vergaben

unter S 50. 000, -- jedoch im Akt Aufzeichnungen, über

die in der Regel mündlich eingeholten Anbote.
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In diesem Zusammenhang wird auch nachste-

hende Vorgangsweise, festgestellt bei der Durch-

sieht des Aktes "Bauvorhaben Fesnachbachregulierunq"

positiv hervorgehoben:

* Die Vergebung von Lieferungen und Leistungen

aufgrund beschränkter Ausschreibungen erfolgte

in mehreren Fällen und für verschiedenartigste

Lieferungen und Leistungen (wie Z. B. Holzgeländer,

Stahllieferungen, Fertigbeton) bei Auftragssum-

men unter S 100. 000, --. Als Beispiel der wirt-

schaftlichen Notwendigkeit einer beschränkten

Ausschreibung wird dabei die Vergabe des Bev^/eh-

rungsstahles im Zuge dieses Bauvorhabens ange-

führt, anläßlich welcher der Bestbleter mit S 77. 000,

und der Letztbieter mit 5 131. 000, -- geboten hat.

* Die Ausschreibungsunterlagen wurden mittels Rück-

scheinbrief versandt, und sind die Rückscheine

dem Akt angeschlossen.

* Bei freihändigen Vergaben auch unter S 50. 000, --

wurden in der Regel schriftliche Anböte einge-

holt und ist der Nachweis infolge der Aufzeich-

nungen und Schriftstücke im Akt gegeben.

Durch unzulässige Stückelungen van Auftrags-

summen wurden in nachstehenden Fällen beschränkte Aus-

Schreibungen umgangen und erfolgte eine freihändige

Vergebung:

* Beim Bauvorhaben Schwarzauregulierung, Murfeld II,

wurden im Zeitraum vom März 1977 bis zum Bauende

im Dezember 1979 in 64 Aufträgen geteilt, eine
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Summe von rund S 1, 100. 000, -- an LKW-Regie-

stunden freihändig vergeben. Von den ca.

^. 200 LKW-Stunden sind ca. 2. 900 Stunden auf

die Fa. Bund und ca. 1. 100 Stunden auf die Fa.

Schuster entfallen (siehe Beilage 4).

* Im Zeitraum vom Oktober 1976 bis November 1979

wurden ebenfalls für das Bauvorhaben Schwarzau-

regulierung, Murfeld II, für die landeseigene

Baumaschine ca. 77. 000 l Diesel mit einer Auf-

tragssumme von rjjnd S 490 . ÜOO, -- angekauft. Da-

von entfielen rund S 450. 000, -- allein auf die

Fa. Bund, Wieden. Dieser Betrag teilt sich unge-

fähr gleichmäßig auf die 3-jährige Bauzeit auf

(siehe Beilage 5).

* Für das Bauvorhaben Laßnitzregulierung, Stanqers-

dort, wurde im Zeitraum vom November 1979 bis

Jänner 1980 eine Laderaupe von der Fa. Fritz mit

einer Auftragssumme von rund S 180. 000, --, ge-

teilt in 6 Aufträgen, angemietet.

* Im Zeitraum vom Jänner 1980 bis Oktober 1980

wurden für das Bauvorhaben Laßnitzregulierunq,

Stangersdorf, LKW-Regiestunden an die Fa. Oswald

mit einer Summe von rund 5 246. 000. --, aufgeteilt

auf 10 Einzelaufträge, vergeben. Eine weitere

Vergabe von 783 LKW-Regiestunden an die Fa. Oswald

erfolgte im Zeitraum vom August 1981 bis August

1982 (12 Aufträge) mit einer Auftragssumme von

rund 5 300. 000, --. Eine weitere Vergabe von LKW-

Regiestunden an die Fa. Lederhaas erfolgte im

Zeitraum vom Juli 1980 bis Jänner 1981 (6 Auf-

träge) mit einer Summe von rund S 170. 000, --.
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* Für das Bauvorhaben Laßnitzregulierung, Stan-

gersdorf, wurden im Zeitraum vom April 1980

bis Juni 1980 ca. 1. 500 Tonnen Wasserbausteine

mit einer Auftragssumme von ca. S 170. 000, --,

geteilt in 5 Aufträge, vergeben.

* Für das Bauvorhaben Pyhmbachregulierung, Liezen,

wurde ein Hydraulikbagger für 2ä3 Stunden mit

einer Auftragssumme von rund 5165. 000, --, ge-

teilt in '; Aufträge, angenietet. Die Preisanqe-

messenheit mit S 580, --/h plus 18 °o MWSt. war

nicht gegeben, da ein gleichwertiges Gerät bei

demselben Bauvorhaben um 5 418, -- plus MWSt. nach

einer beschränkten Ausschreibung zum Einsatz kam.

Ohne Durchführung ei ner beschrankten A u s -

Schreibung nach Einholung von Vergleichsanbofcen wur-

den vergeben:

* Ein Brückentragwerk für das Bauvorhaben Laßnitz

regulierung, Stangersdorf, mit einem Kostenauf-

wand von ca. S 310. 000, --

* Ein Brückentragwerk für das Bauvorhaben Schwarz

auregulierung, Murfeld II, mit einem Kostenauf-

wand von ca. 5 260. 000, --.

Der Landesrechnungshof stellt jedoch auch

fest, daß die Baubezirksleitung Leibnitz bei den letz

ten Bauvorhaben die Brückentragwerke beschränkt ausge

schrieben und diesbezüglich eine Anbotdrucksorte aus-
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gearbeitet hat.

Von den Baubezirksleit_yn^}ej'i werden als

Ursache für die freihändigen Vergaben angeführt:

* In den einzelnen Bezirken gibt es oft keine aus-

reichende Anzahl von leistungsfähigen Firmen,

um eine beschränkte Ausschreibung durchführen zu
können.

* Nicht alle Firmen sind bereit und in der Lage,

im Flußbau wegen der erhöhten Schwierigkeiten

zu arbeiten.

* Die Flußbauarbeiten sind sehr witterungsabhän-

gig, sodaß nicht zu jeder Zeit die Baustelle

befahren werden kann.

* Die Preisangemessenheit wird aufgrund der aus-

reichenden Erfahrung und der vorhandenen Auf-

Zeichnungen in jedem Fall geprüft.

Der Landesrechnungshof stellt hiezu fest:

* Bei der Vergebung von Leistungen aufgrund be-

schränkte? Ausschreibungen ist es nicht erfor-

derlich, die Auswahl der Firmen im jeweiligen

Serirk zu treffen. Das Kriterium für die Aus-

wähl der einzuladenden Firmen liegt in der Be-

fähigung zur Leistung der benötigten Lieferung

oder Arbeit.

* Zusammenhängende Arbeiten, die über einen länge

ren Zeitraum hinausgehen, sind vorhersehbar und

ist daher eine beschränkte Ausschreibung durch-

aus möglich.
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* Eine ordnungsgemäße Vergabe ist durch das Er-

teilen von Aufträgen nach freiem Ermessen über

den vorgegebenen Rahmen hinausgehend nicht ge-

geben und nur durch eine Ausschreibung sicher-

gestellt.

* Nur im Wege der Konkurrenzierung mit nachfolgen-

der Prüfung der Anbote auf Preisangemessenheit

kann ein wirtschaftlicher Einsatz der Geldmittel

erwartet werden.

Festgestellt wurde auch, daß die in den

Leistungsverzeichnissen enthaltenen Ma ss en oftmals

nicht dem tatsächlichen Bedarf entsprechen.

Hiezu wird angeführt:

* Die Lieferung von 5. 000 Tonnen Wasserbaustei-

nen für das Bauvorhaben Laßnitzregulierung,

Stangersdorf, wurde an die bestbietende Firma

Aldrian, Wies, aufgrund einer beschränkten

Ausschreibung mit der Anbotseröffnung vom 23.

Juli 1981 vergeben. Tatsächlich geliefert wur-

den mit demselben Auftrag rund 10. 0QO Tonnen

Wasserbausteine . Ein weiteres Mal wurden 1. 000

Tonnen Wa s s e rbausteine beschränkt ausgeschrie-

ben, geliefert wurden ca. 1. 7CQ Tonnen.

t Für das Bauvorhaben Pyhrnbachregulierung, Lie-

zen, wurde die Lieferung von J.^6^m3 Fertigbe-

ton beschränkt ausgeschrieben. Geliefert und

auch benötigt wurden dagegen
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2. 084 m3. Bei einer 2. beschränkten Ausschrei-

bung wurde als Menge 1. 01j]_jnJ3 Fertigbeton ein-

gesetzt. Tatsächlich benötigt und verrech-

net wurden dagegen 1. 593 m3 Fertigbeton.

Der Landesrechnungshof muß in diesem Zusam

menhang darauf hinweisen, daß es Aufgabe der überge-

ordneten Dienststellen ist, die genaue Einhaltung

bestehender Bestimmungen, insbesondere der Verge-

bungsvorschriften, zu überwachen und auch darauf zu

achten, daß durch Teilung einer Gesamtlieferung in

mehrere Teilleistungen die Vergebungsvorschriften

nicht umgangen werden.

Abschließend schlägt der Landesrechnungshof

daher vor:

'''' Für das gesamte Gebiet der Steiermark einheit-

liche Ausschreibungsvordrucke für verschiedene

immer wiederkehrende Lieferungen und Leistungs-

arten (Großgeräte, Steinlieferungen, Fertigbe-

tan, Fertigteilbrücken, Stahl, LKW-Einsatz

u. dgl. ) aufzulegen.

* Beschränkte Ausschreibungen für größere Liefe-

rungsmengen bzw. Leistungseinheiten, abgestimmt

auf die Größe des Bauvorhabens und zumindest

vorausschauend auf ein Kreditjahr, zu tätigen.

* Bei beschränkten Ausschreibungen zumindest auch

Firmen der Nachbarbezirke zur Anbotsstellung

einzuladen. Insbesonders dann, wenn im Bezirk
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selbst keine ausreichende Anzahl von geeigneten

Firmen vorhanden ist.

* Die beschränkten Ausschreibungen so rechtzei-

tig durchzuführen, daß der Bauablauf nicht ge-

hemmt ist.

* Sicherzustellen, daß Genehmigungen zur Vergebung
von Leistungen durch die übergeordnete Dienst-

stelle rechtzeitig erfolgen.

* Bei freihändigen Vergaben mehrere Konkurrenzan-

böte einzuholen, damit ein Preisvergleich mög-

lich und die Preisangemessenheit überprüft wer-

den kann.

* Die Lieferung von Dieselöl für den Betrieb der

landeseigenen Maschinen bei größeren Bauvorha-

ben beschränkt auszuschrelben oder sich an die

Vergaben der im Rahmen von den Baubezirkslei-

tungen, Referat Straßenbau, durchgeführten

jährlichen Ausschreibungen anzuschließen.

* Für immer wieder kehrende gleichartige Arbeiten

Rahmenausschreibungen durchzuführen. Dadurch

wäre es dann auch möglich, für einen Großteil

der laufend anfallenden Arbeiten Preise unter

Konkurrenzdruck zu erhalten.
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4. 5 Bautagebuch

Für jedes Bauvorhaben ist nach den Richt-

linien für den Schufczwasserbau (RIWA) ein Bautage-

buch zu führen, welches folgende Angaben zu ent-

halten hat:

* Laufende Nummer des Tagesberichtes;

* Bezeichnung der Baustelle, Datum des Arbeits-

tages;

* WitterungsVerhältnisse, mittlere Tagesfcempera-

tur, Arbeitszeit;

* Beschäft igcenstand und Anzahl der geleisteten

Tagschichten;

* Hinweise auf die Art der Arbeit und die Leistun

gen;

* Regiearbeiten;

* Hinweis über den Einsatz von Baumaschinen unter

Angabe der Größe dieser Maschinen;

* Verbrauch von Baumaterialien;

* Anmerkung besonderer Vorkommnisse, Wasserstände

und Hochwasserereignisse, Eintragungen bzw. An-

Ordnungen der Bauleitung usw.

Hiezu wird festgestellt, daß bei den

Firmen und Eigenregiearbeiten die Bautagebücher
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ordnungsgemäß und genau geführt werden und einen
auten Überblick über das Baugeschehen geben.

Allerdings werden die Bautagebücher für

Eiqenregiebau ten zuwenig leistungsbezogen geführt,

was jedoch Grundlage für eine Nachkalkulation wäre.

Eine richtige Nachkalkulation ist aber Voraussetzung
für die wirtschaftliche Führung von Eigenregiebau-

ten. Der Landesrechnungshof konnte sich auch über-

zeugen, daß bei allen Eigenregiebauten in unter-
schiedlich er Art Kontrollen über die tatsächlich an-

fallenden Kosten getätigt werden.

Voraussetzung für die Aussagefähigkeit der

Nachkalkulatlon ist aber eine richtige Zuordnung.

Entspricht die Zuordnung der einzelnen Kosten zu den

jeweiligen Kostenarten nicht den Kalkulationsannah-
men, sa liefert die Nachkalkulation falsche Vergleichs

werte. Diese Zuordnung muß daher laufend auf der Bau-

stelle erfolgen.

Beim Bauvorhaben Lungitzbachregulierung,

Unterrohr, wurden Z. B. die Lieferungen und Leistun-

gen im Bautagebuch den einzelnen Positionen des Ko-
stenvoranschlages zugeordnet, wodurch die Ermittlung
des tatsächlichen Kostenaufwandes wesentlich erleich-

tert wird.

Zur Erzielung eines brauchbaren Ergebnisses

sollte man sich von einzelnen Positionen des Leistungs

Verzeichnisses freimachen und Wertgruppen bilden, die

den genannten Aufgaben gerecht werden. Die Gesamt-
kosten sollen in eine möglichst geringe Anzahl von

Kostenarten, die eine dem Hauptaufwand entsprechende

Wertigkeit repräsentieren, aufgegliedert werden.
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Diese Kostenarten sind im FluObau durch die

Festlegung im EDV-Stammdatenblatt (Beilage 6) be-
reits vorgegeben und zwar:

* Erdarbeiten

* Steinarbeiten

* Pflasterungen und Berollungen

* Betonarbeiten

* Sonstige Verbauungen

* Sonstige Objekte

* Sohlstufen

* Brücken und Stege

Der Landesrechnunqshof schlägt daher vor:

* Die Bautagebücher leistungsbezogen zu führen,

wobei die durchgeführten Lieferungen und Lei-

stungen den im Stammdatenblatt enthaltenen

Kostenarten zugeordnet werden sollten.

* Laufende Vergleiche von der Kostenentwicklung

bei verschiedenen Eigenregiebaustellen auch

über die einzelnen Bezirke hinausgehend durch-

zuführen und die dabei gewonnenen Erfahrungen

hierüber auszutauschen.
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Den Partieführern wird eine Vprbereitungs-

zeit (Herrichten der Werkzeuge und Absperren der

Baustelle) gewährt. Diese Vorbereitungs?eit wird

fälschlicherweise auch als Schreibstunde bezeichnet,

da der örtliche Bauleiter und nicht der Partiefüh-

rer für die Führung des Bautagebuchs verantwortlich

ist .

Diese Regelung wird in den einzelnen Baube-

zirksleifcungen unterschiedlich gehandhabt und zwar

wird den Partie Führern Z. B.;

* in den Baubezirksleitungen Leibnitz, Feldbach

und im Baubezirksamt Graz je eine Stunde täg-

lich,

* in der Baubezirksleitung Hartberg täglich eine

halbe Stunde,

* in der Baubezirksleitung Liezen keine zusätz-

liche Zeit anerkannt.

Der Landesrechnungshof ist der Ansicht, daß

in dieser Hinsicht eine Überprüfung und einheitliche

R e^^ljj n g notwendig wäre.
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4. 6 Abrechnung

4. 6. 1 Firmenbauten

Die beauftragten Firmen haben je nach Höhe

der Auftragssumme gemäß dem Baufortschritt Ab-

schlagsrechnungen gelegt, die nach Prüfung durch

die betrsffende Baubezirksleitung über die Landes-

buchhaltung (Rundesverrechnung) der Bezahlung zu-

geführt wurden. Bis zur Überprüfung der Schlußrech-

nung und Anweisung des Restbetrages war ein 10 °a iger

Deckungsrücklaß vom jeweiligen TeiIverdienstbetrag

einbehalten worden oder wurden Haftbriefe vorgelegt
Der Haftrücklaß betrug 5 °a des Schlußrechnungsbe-

träges und war ebenfai Is durch Haftbriefe sicherge-

stellt.

Nach Fertigstellung der Baumaßnahmen wurden

bei der Fachabteilung lila Bauabnahmen beantragt und

rasch durchgeführt.

Der Landesrechnungshof hat mehrere Zahlungs-

Vorgänge verfolgt und dabei festgestellt, daß im all

gemeinen eine rasche Überprüfung der Rechnungen durch

die örtliche Bauaufsicht erfolgte.

Nach § 16 Abs. 3 des Wasserbautenförderungs-
gesetzes ist die Abrechnung der fertiggestellten Bau-

ten vom Empfänger der Förderung längstens innerhalb

Jahresfrist nach Bauvollendung durchzuführen, zu

prüfen und mit den Ausführungsplänen in übersicht-

licher und leicht überprüfbarer Form dem Bundes-
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ministerium für Land- und Forstwirtschaft vorzule-

gen .

Die Fachabteilung lila ist im allgemeinen um

eine baldige Abrechnung der Bauvorhaben bemüht,

jedoch konnte dieser Termin bei den geprüften Bau-

vorhaben nicht eingehaltenwerden.

Die Ausmaßfeststellungen wurden laufend

durchgeführt und sind auch ausreichende Skizzen und

Abrechnungspläne vorhanden, die ein Nachvollziehen

ermöglichen. Dia Ausmaßfeststellungen sind weiters

mit Ort und Datum und mit den notwendigen Unter-

Schriften von Auftragnehmer und Auftraggeber ver-

sehen.

In diesem Zusammenhang wird auch festgehal-

ten, daß die von der Fachabteilung lila und den Bau-

bezirksleitungen angeforderten Unterlagen rasch vor-

gelegt und insbesonders die Schlußrechnungsoperate

vollständig und übersichtlich zusammengestellt waren

^. 6. 2 Eigenregiebauten

Die Rechnungen und Lohnlisten wurden im Zuge

der Baudurchführung ordnungsgemäß behandelt und sei-

tens der Landesbuchhaltung vor Anweisung der Rech-

nungsbeträge der vorgeschriebenen Überprüfung unter-

zogen. Alle Rechnungen sind - soweit die Abrech-

nung bereits durchgeführt wurde - im Belegsverzeich-

nis angeführt, die Rechnungen samt den Bestellschei-

nen in Ordnern übersichtlich angelegt und gut über-

prü fbar.
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Bei der Einschau in die Abrechnungen und in

die dazugehörigen Unterlagen wurde ein wesentlich

vermehrter Anfall an Belegen bei Eigenregiebauten

gegenüber Firmenbauten, bedingt durch die Vielzahl

der Einzelrechnungen, festgestellt.

Bei einzelnen Bauvorhaben sieht dies folgen

dermaßen aus:

Bauvorhaben Baukosten Anzahl der

Belege

Schwarzauregulierung,
Murfeld II

Laßnitzregulierung,
Stangersdorf, I. Bauabschnitt

rd. 14, 5 Mio. S 762

9, 5 Mio. S 403

Laßnitzregulierung,
Stangersdorf, II. Bauabschnitt ca 9, 8 Mio. S

Södingbach, Verbesserung des
Hochwasserschütze s

Schade rbachregulierung,
I. und II. Bauabschnitt
(Firmenbaustelle)

Murzgrabenbachregulierung,
I. Bauabschnitt
(Firmenbaustelle)

ca. 3, 3 Mio. S

ca. 6, 0 Mio. 5

370

1 19

ca. 21, 0 Mio. 5 ca. 50 - 60

ca. 60
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Der Landesrechnungshof bringt damit zum

Ausdruck, daß bei Vergabe der Arbeiten an eine Bau-

Unternehmung nach vorhergegangener öffentlicher

Ausschreibung eine fühlbare Arbeitse n tl_a s t u n g zu e r -

warten ist,

* bei den Wasserbaureferaten, insbesonders der

Buchhaltung und der Lohnverrechnung ,

* bei der Landesbuchhaltung, jie nach nochmaliger

Rechnungsprüfung die Anweisung der Rechnungsbe-

träae veranlaßt.

Auf die Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßig-

keit van Eiqenreqiebauten wird noch im weiteren Be-

richtsteil eingegangen werden.

Dem Ausführungsoperat ist entsprechend den

Richtlinien für den Schutzwasserbau u. a. ein Belegs -

Verzeichnis (Beilage ^) anzuschließen. Hiefür wird
ein Vordruck verwendet, in dem auf der linken Seite

die Nummer des Beleges, das Datum der Anweisung, der

Gegenstand der Leistung oder Lieferung, der Lohnauf-

wand und auf der rechten Seite die Anzahl der Lohn-

stunden sowie das verwendete Materj. ai eingetragen

wird .

Nach den Richtlinien für den Schutzwasserbau

ist dem Abrechnungsoperat aber auch eine Leisfcungs-

Übersicht in der Form des Sbammdatenblattes mit aus-

geführten Leistungen und tatsächlichen Kosten der

Leistungsgruppen anzuschließen.
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Der Landesrechnungshof schlägt im Hinblick

auf diese vom Bundesministerium für Land- und Forst

Wirtschaft geforderte leistungsbezogene Abrechnung

nachstehende Umgestaltung des Belegsverzeichnisses

(Beilage 8 ) vor:

* Neben der Belegsnummer, des Datums, des G_egen-

Standes und des Rechnungsbetrages sind der

Lohnaufwand und die im Stammdatenblatt auf-

scheinenden Leistungsgruppen und zwar:

Erdarbeiten,

Steinarbeiten,

Pflasterungen und Berollungen,

Betonarbeiten,

sonstige Verbauungen,

sonstige Ausgaben,

sonstige Objekte,

Sohlstufen sowie

Brücken und Stege

aufzunehmen.

* Der Materialausweis könnte dagegen auf einzelne

bedeutsame Positionen, wie Maschinenstundenein-

satz, Steinmaterialverbrauch, Fertigbetonver-

brauch u. dgl., reduz iert werden.
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Auf Grundlage der bereits vorgeschlagenen

leistungsbezogenen Bautagebuchführ ung ist es sodann

möglich, eine weitgehend exakte Aufteilung der Ko-

sten auf die einzelnen Leistungsgruppen durchzu

fUhren.

Wie bereits erwähnt, ist die Fachabteilung

lila um eine baldige Abrechnung der Bauten bemüht

und hat auch die Baubezirksleitung (Baubezirksamt)

angewiesen, die Abrechnungen bis zum vorgegebenen Ter

min vorzulegen.

Z. B. wurden van der Fachabteilung lila im

Jahr 1982 105 Bauendabrechnungen überprüft und rund

5. 600 Rechnungen fach rechnerisch durchgesehen und

der Landesbuchhalfcung zum Vollzug übermittelt.

Bei nachstehenden Bauvorhaben mußte jedoch

ein außerordentlicher Verzug bei der Abrechnung fest-

gestellt werden und sollte im Interesse aller Be-

teiligten nunmehr ein kurzfristiger Abschluß herbei-

ge führt werden.

Bauvorhaben Baubeginn Bauende

Feistritz, Ratten, 1. Bauabschnitt 1964

Feistritz, Ratten, 2. Bauabschnitt 1969

1968

1974
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4. 7 Bauausführung

4. 7. 1 Allgemeines

Zweck der Re^iJ^i erungsmaßnahmen war es,

* den Schutz von Ortschaften und Siedlungen sowie

* den Schutz von landwirtschaftlichen Kultur flächen

sicherzustellen.

Aufqrund der örtlichen Überprüfung der fertig

gestellten Re g ylierungen wird festgestellt:

* Die Bauvorhaben wurden im allgemeinen projekts-

und sachgemäß bei Verwendung einwandfreier Bau-

Stoffe ausgeführt.

* Es waren keine wesentlichen Baugebrechen oder

Schäden festzustellen und ist der Erhaltungszu-

stand als gut zu bezeichnen.

* Die ausgeführten Bauwerke haben ihre Wirksamkeit
anläßlich der seit der Fertigstellung der Regu-

gulierungsmaßnahmen aufgetretenen Hochwässer be-
reits unter Beweis gestellt.

In diesem Zusammenhang wird jedoch auch festgehalten:

* Bei der Laßnitzregulierung, Stangersdorf, wurde

durch die im ersten Bauabschnitt zu steil pro-

jektierte Sohlneigung von 0, 9 °/oo eine Bewegung

der Gewässersohle ausgelöst und eine Sohlabsenkung
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bewirkt, die unter Umständen noch zusätzliche

Stabilisierungsmaßnahmen an der Sohle notwen-

dlg macht.

* Bei der Schwarzauregulierung, Murfeld II, wurde

die Sohlbreite mit 6, 0 m im Hinblick auf die

Niederwasserführung zu groß dimensioniert.

Es war deshalb notwendig, im unteren Teil der

Regulierung bereits eine Räumung durchzuführen

und sind im oberen Teil der Regi. lierungsstrecke

Anlandungen vorhanden, die die Sohlbreite bis zur

Hälfte einengen.

Bei der Laßnitzregulierung, Stangersdorf,

wird in den Außenbägen zur Sicherung vor Humusabtrag

eine Kunststoff gitterpj. ane verwendet. Diese Art der

Sicherung wurde -bei anderen Baustellen nicht ange-

troffen. Der Landesrechnungshof hat hiefür den Qua-

dratmefcerpreis auf Grundlage der nach den Bautages-

berichten für diese Arbeit aufgenommenen Stunden und

der gelieferten Quadratmetermenge Kunststoffgitter-

plane ermittelt. Dieser beträgt zusammengesetzt aus

den Lohnkosten (rund S 20, --/m2) und den Gitterplane-

kosten (rund S 10, --/m2) zusammen r.und S 30, --/m2.

Diese Kosten erscheinen relativ hoch und

wird daher eine Überprüfung hinsichtlich der Not-

wendigkeit und insbesonders der Wirtschaftlichkeit

dieser Maßnahmen vorgeschlagen.
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4. 7. 2 Qualitätsprüfung_ej-i

Bei den Firmenbauten waren die Beton- und

Stahlbetonarbeiten laufend zu überwachen und war

nachzuweisen, daß der hergestellte Beton den Aus-

schreibungsbedingungen entspricht. Die vorgeschrie-

bene Anzahl der Betonproben wurde entnommen und auf

Kosten der bauausführenden Firmen geprüft. Nach den

vorliegenden Attesten liegen alle mittleren Druck-

festigkeitswerte über den geforderten Mindest festig

keitswerten.

4. 7. 3 Bep flanzung

Es wird festgestellt, daß die durchgeführten

Bepflanzungen, insbesonders bei den breiten Trapezpro-

filen der Laßnitzregulierung und Schwarzauregulierung,

nicht vollständig den derzeitigen Anforderungen eines

naturnahen Wasserbaues entsprechen.

Bäume sind jedoch nicht nur aus Gründen des

Naturschutzes notwendig, sondern auch als Bestandteil

eines Gewässers zu sehen und zwar:

* zur Aufrechterhaltung eines guten Gewässerzu-

Standes zum Schütze der Ufer vor Bodenabtrag.

* zur Aufrechterhaltung der Gewässergüte durch Be-

schattung des Gewässers und Erhaltung der Selbst

reinigungskraft.



61 -

Nach Ansicht des Landesrechnungshofs wäre

es zweckmäßig, bereits größere Bäume zu pflanzen,

damit rascher eine Schattenwirkung für das Gewäs-

ser erzielt und auch eine leichtere Bäschungspfle-

ge erreicht wird.

Ein gutes Wachstum für die Pflanzen ist je-

doch in erster Linie wegen des ausreichenden Was-

serdargebotes im unteren Teil der Böschung gegeben.
Aus diesem Grund wird bei den neu ausgearbeiteten

Projekten die abflußhemmende Wirkung der Böschungs-

bepflanzung bei der Bemessung und Ausgestaltung der

Profile berücksichtigt. Festgehalten wird auch, daß

die betroffenen Dienststellen grundsätzlich bemüht

sind, die Bepflanzungen ordnungsgemäß durchzuführen

Einen optisch äußerst günstigen Eindruck

vermittelt Z. B. die Tajabachreguli e r u n^ im Bereich

des Ortsgebietes von Teufenbach, wo die Bruchstein-

mauern des Trogprofiles nicht bis zum Uferbord

reichen, die Trogsohle rauh ausgebildet ist und

eine Bepflanzung mit hängenden Pflanzen und mit

Sträuchern bzw. Bäumen am Rande erfolgte.

4. 7. 4 Endvermessung

Als positiv angesehen wird, daß unmittel-

bar nach Baubeendigung die Endvermessung und Her-

Stellung der Grundbuchsordnung veranlaßt und zum

Teil bereits durchgeführt und abgeschlossen wurde,

sodaß die für das Bauvorhaben notwendige Grundinan

spruchnahmen im Interesse des Regulierungsunter-
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nehmens , aber auch der betroffenen Grundbesitzer

kurzfristig zum Abschluß kommen.

5. Kleinmaßnahmen des Flußbaues

Zu den Kleinmaßnahmen des Flußbaues zählen

örtliche Uferschutz- und Regulierungsbauten mit

einem Erfordernis unter 1, 5 Mio. S. Zur Erwirkung

der finanziellen Genehmigung vom Bundesministerium

für Land-und Forstwirtschaft genügt für derartige

Vorhaben die Vorlage je eines Stammdatenblattes

für die E&V und eines SammelVerzeichnisses, welches

folgende Angaben zu enthalten hat:

* Bazeichnung des Gewässers

* Ort und Art der Maßnahme

* Erfordernis

* Finanzierungsschlüssel

* Bundesmittel

Diese MaOnahmen müssen für sich abgeschlos

sen und innerhalb einer zweijährigen Bauzeit durch-

führbar sein.

Hinsichtlich der Finanzierung an Konkurrenz-

gewässern können grundsätzlich unterschieden werden:

* Kleinmaßnahmen (^»0 - 50 % Bundesmittel, 30 - ^0°.

Landesmittel, 20 °a Interessentenmittel).
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* Sofortmaßnahmen zu Hochwasserschadensbehe-

bungen (50 °n Bundesmittel, 50 °o Landesmit-

tel) .

* Reine Pflege- und Instandhaltungsmaßnahmen

(1/3 Bundesmittel, 1/3 Landesmittel, 1/3

Interessentenmittel).

Hinsichtlich der Bauabwicklyng sind alle 3

genannten Möglichkeiten gleichartig zu betrachten.

Der Landesrechnungshof hat eine Reihe dieser

Baumaßnahmen geprüft und dabei folgende Feststellun-

gen getroffen:

Eigenregiebauten:

* Die Abwicklung der Baumaßnahmen erfolgte im we

sentlichen ordnungsgemäß unter Einhaltung der

Vergebungsrichtlinien.

* Bei Kleinmaßnahmen unter S 100. 000, -- erfolgt

meist eine freihändige Vergebung der Lieferun-

gen und Leistungen.

* Bei den geprüften Maßnahmen zur Hochwasserscha

densbehebung und zwar:

** Hochwasserschaden Oktober 1982, Grazbach,

** Hochwasserschaden Oktober 1982, Sassbach,

wurden nur zwischen 3 und 5 °n der Gesamtbau-

kosten freihändig vergeben, obwohl der Zeit-
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räum zwischen dem Hochwasserereignis und dem

Arbeitsbeginn nur 46 Tage betrug.

* Bei der geprüften Maßnahme zur Hochwasserscha-

densbehebung Paltenbach 1982 wurden dagegen

77 °a der Gesamtbaukosten freihändig vergeben,

obwohl der Zeitraum zwischen dem Hochwasser-

ereignis und dem Arbeitsbeginn 67 Tage betrug.

Davon wurden Baggerarbeiten an die Fa. Letmaier

in der Höhe von S 113. 451, -- freihändig vergeben

Der Landesrechnungshof schlägt auch in die-

sem Zusammenhang vor, Anbotsdrucksorten für die ver-

schiedenen Lieferungen und Leistungen aufzulegen, da

mit eine Ausschreibung rasch erfolgen kann. Außerdem

wird auch auf die Möglichkeit der Anwendung von Rah-

menausschreib ungen hingewiesen.

Firmenbauten:

Eine exakte Massener Fassung für die Vergabe von

Erhaltunos- und Instandhaltungsarbeiten sowie von

Hochwasserschadensbehebungen ist kaum möglich. So

wurde Z. B. das Bauvorhaben "St. Peter-Freienstein,

Gmeingrube, KLM 1982, " mit einer Anbotsumme von

S 154. 639, -- (100 °o) mit einem Betrag von S 220. 00?.,

(142 °o) abgerechnet. Dies ist auf nachstehende we-

sentliche Massenerhöhungen zurückzuführen:
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Art

Pos.

Pos.

de

1

2

r Leistung

Lärchenholz-
schlachtenwand

Steinschlich-

tung

Massen 1t.
Anbot

32 m2

60 m3

Massen
Schluß

53,3

1 12

lt.
rechn .

5 m2

m3

Massen-

erhähung

+ 66 °,

+ 86 °,

Der Landesrechnungshof sieht daher gerade bei

derartigen Maßnahmen einen wirtschaftlichen und zweck-

mäßigen Einsatz von Eigenregiepartien.

Hinsichtlich der reinen Pflege- und Instand-

haltungsmaßnahmen und Kleinmaßnahme_n unter 5 150. 000, --

wird vorgeschlagen, den Baubezirksleitungen (Baube-

zirksamt) für das laufende JahT auf Grundlage des be-

antragten Erfordernisses einen Sammelkredit entweder

für den gesamten Baubezirk oder für einzelne Flußge-

biete (z. B. Mur, Kainach, fiaab, Feistritz u. dgl. ) zu

gewähren.

Folgende Vorteile würden sich dadurch ergeben:

* Eine Verwaltungsvereinfachung durch Reduzierung

der Anträge und deren Erledigung.

* Eine Verbesserung des vorbeugenden Hochwasser-

Schutzes. Durch den gezielteren und rechfczeiti-

gen Einsatz der finanziellen Mittel für die lau

fende Pflege der Gewässer können spätere höhere

Aufwendungen vermieden werden.
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* Die anläßlich der Gewässerbeschau festgestell-

ten Schäden am Gewässerbett könnten oftmals

rasch behoben werden.

* Durch die Einhaltung des Gesamtkreditrahmens

treten weniger Überschreitungen bei den Einzel-

krediten auf.

* Einschränkung der freihändigen Vergaben und eine

vermehrte beschränkte Ausschreibung von Liefe-

rungen und Leistungen*

* Für immer wiederkehrende Lieferungen und Leistun-

gen (Baggereinsatz, Steinmaterial u. dgl. ) könnten

Rahmenausschreibungen getätigt werden.
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6. BaudurchFührung - Allgemeines

6. 1 Begriffsbestimmung

In den Richtlinien für den Schutzwasserbau

(RIWA) ist unter dem Titel "Baudurchführung" folgen-

des bestimmt:

"1. Eigenregiebauten

Es ist anzustreben, daß Erhaltungsarbeiten

vornehmlich in Eigenregie durchgeführt werden.

2. Firmenbauten

Maßnahmen mit einem größeren Bauvolumen

sollen in der Regel an qualifizierte Firmen über

tragen werden. Der Übertragung hat eine Ausschrei

bung der Leistungen nach den Richtlinien für die

Vergebung von Leistungen im Wasserbau vorauszu-

gehen.

3. Gemischte Bauten

Wenn es organisatorische, technische oder

wirtschaftlich Gründe als zweckmäßig erscheinen

lassen, können auch bei größeren Vorhaben einzel-

ne Leistungen in Eigenregie erbracht werden.

Da die Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit

van Eigenregiebauten näher untersucht werden soll,
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muß zunächst der Begriff "Eigenregiebauten" näher

erläutert werden. Der Landesrechnungshaf ermittel

te, daß rund 80 % des finanziellen Aufwandes für

Flußbauten auf private Unternehmen (Baumaschinen-

kosten, Materialkosten usw. ) entfallen.

Es ist daher eine Unterteilung der Eigen

reqiearbeiten folgendermaßen zu treffen:

* Eigenregiearbeiten mit vorwiegender Eigenleistung

* Eigenregiearbeiten mit vorwiegender Fremdleistung

Unter Fremdleistung versteht man Leistungen,

die für die Herstellung des Gesamtobjektes erforder-

lich sind, die aber nicht in den Bereich der Eigen-

leistungen des Bauträgers oder der betriebsähnlichen

Einrichtungen des Landes fallen. Einen Sanderfall

bei den Fremdleistungen stellen die Fremdlieferungen

dar, bei denen die Frage offen ist, ob es sich um

Leistungen oder Stoffe handelt. Eine weitere Unter-

suchung in dieser Hinsicht erscheint jedoch im gegen-
ständlichen Fall nicht notwendig. Im Flußbau handelt

es sich also um Eigenreqiearbeiten mit vorwiegender

Fremdleistung.

Hiefür ist charakteristisch:

* Baumaschinen und Großgeräte werden jeweils von

privaten Firmen angemietet. Zum geringen Teil

werden auch eigene Maschinen der Bauträger und

landeseigene Maschinen und Geräte eingesetzt.

* Das Baumaterial wird von privaten Firmen ange-

kau ft.
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* Die Baubezirksleitungen treten als Bauführer auf

und setzen Kollektivvertragsarbeiter für die

Durchführung der Arbeiten ein.

6. 2 Vor- und Nachteile der Eigenregie- und Firmenbauten

Zunächst wird festgehalten, daß mit Ausnahme

der Baubezirksleitung Brück a. d. M ur in allen sonstigen

Baubezirksleitungen (Baubezirksamt) Eigenregiebauten

zur Ausführung kommen.

In bezug auf die Vor- und Nachteile der bei-

den Baudurchführungsarten haben die Baubezirksleitun-

gen im wesentlichen folgende Vorstellungen:

Eigenregiebauten

Vorteile

* Ausnutzung örtlicher Wirtschaftspofcentiale

kleine Bauunternehmen und Baumaschinenver-

leihe einerseits, Arbeitskräfte andererseits.

* Leichte Anpassung an neue Baumebhoden, insbeson-

ders auf dem Gebiete des naturnahen Wasserbaues

und der Grünverbauung.

* Ausführung von Gewässerpflege- und Instandhal

tungsmaßnahmen.

* Sofortige Einsatzbereitschaft bei und nach Hoch-

wasserkatastrophen. Leichte Behebung von Pro-

jektsmängeln und weitgehende unkomplizierte Be-

rücksichtigung von Anrainerwünschen im Zuge der
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Ausführung ohne oder mit wenig Mehrkosten.

* Möglichkeiten der Nachbepflanzung an bereits

ausgeführten Regulierungen.

* Einsatz von spezialisierten und lang erfahre-

nen Arbeitspartien.

* Wegfall der Gewinnspanne bei Eigenregiepartien

Nachteile

* Konkurrenz wirkt sich nur auf Lieferungen und

Leistungen seitens der Firma, nicht aber auf

den Einsatz eigener Arbeitskräfte aus.

* Fallweise Probleme der Auslastung der eigenen

Arbeitskräfte wenn das Bauprogramm mit der
Arbeitskapazität nicht abgestimmt ist.

* Keine Ausführung von technisch schwierigen Kunst

bauten (Brücken, Wehranlagen, Staumauern usw. ),

da entsprechende Baustelleneinrichtungen fehlen.

* Erhöhtes Maß an Verantwortung seitens der staat-

lichen Bauleitung.

Dazu stellt der Landesrechnungshof folgendes

fest:

* Das gesamte Bauvolumen zerfällt in viele Teilver

gaben, wodurch eine öffentliche Ausschreibung,

die wegen des größeren Konkurrenzdruckes günsti-

gere Preise erwarten läßt, umgangen wird.
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* Ein großer Prozentsatz der Fremdleistungen wird

freihändig ohne vorherige Ausschreibung verge-

ben, wodurch überhaupt keine Konkurrenzierung ge-

geben ist.

* Die Voraussetzung für eine wirtschaftliche Bau-

Führung ist eine genaue Planung, die sowohl dem

Regulierungszweck voll entspricht und auch den

Interessen der Anrainer Rechnung trägt. Projekts-

änderungen während der Baudurchführung sind an

sich unerwünscht und sollten auch bei den Eigen-

regiearbeiten nicht Platz greifen.

* Auch bei reinen Firmenbauten ist eine ordnungs-

gemäße Ausführung sichergestellt. Die Haftung

ist eindeutig geklärt, für Mängelbehebungen ent-

stehen keine zusätzlichen Kosten.

* Eigenregiebauten verursachen einen höheren Ver-

waltungsaufwand gegenüber Firmenbauten und zwar:

** Zusätzliche Belastungen der Buchhaltung, Lohn-

Verrechnung und der Landesbuchhaltung. Bei

Eigenregiebauten ist ein um mehr als IDfacher

Anfall von Belegen gegenüber Firmenbauten ge

geben.

** Erhöhte Belastung desmitder Bauausfu. hrung der

Eigenregiebauten befaßten technischen Perso-

nals, da statt den sonst üblichen Bauauf-

R i rht- sau fgaben zusätzlich Bauleitunqsaufqaben

mit erhöhter Verantwortung zu bewältigen sind.

* Eigenregiebauten verursachen auch Probleme mit

der ständigen Auslastung der Kollekti v Vertrags-
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arbeitspartien durch die unterschiedlich zur

Verfügung gestellten Kreditmittel. Die Bau-

bezirksleitungen übernehmen dadurch zusätzliche

Aufgaben eines Arbeitgebers.

* Die landeseigenen Baumaschinen stehen mit ihren

fixierten Stundensätzen außerhalb des Wettbewer-

bes und müssen auch bei preisgünstigeren priva-

ten Anboten, also auch unwirtschaftlich einge-

setzt werden.

Der Landesrechnungshof ist jedoch der Auffassung,

daß die Durchführung von Erhaltungs- und Instand-

haltungsarbeiten sowie Hochwasserschadensbehebungen

in Eigenregie in der Regel zweckmäßiger sind, da

eine exakte Massenerfassung für die Vergabe der

Arbeiten an Firmen kaum möglich ist.

6. 3 Wirtschaftlichkeit

Grundsätzlich wird die Meinung vertreten,

daß die öffentliche Hand Arbeiten, die auch private

Unternehmer mit demselben Erfolg ausführen können,

nur dann durchführen soll, wenn hiefür eine besonde-

re Begründung gegeben ist.

Diese Begründung kann Z. B. gegeben sein,

wenn die öffentliche Hand bei forderungswürdigen Maß

nahmen kostengünstiger arbeitet.

Der Landesrechnungshof hat die angefallenen

Kosten einzelner Bauvorhaben untersucht.
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Wenn auch ein unmittelbarer Kostenvergleich

mangelhaft sein muß, da nicht gleiche Voraussetzungen

(Bauweisen, Bodenverhältnisse) angenommen werden kön-

nen ist doch festzustellen, daß gerade derzeit äußerst

günstige Ausschreibungsergebnisse erzielt wurden.

Der Landesrechnungshof ist jedenfslls der

Auffassung, daß die Wirtschaftlichkeit von Eigenregie-

arbeiten nur unter folgend en Gesichtspunkten sicherge-

stellt ist:

* In den einzelnen Baubezirken sind neben Bau vor-

haben in Eigenregie auch reine Firmenbauten durch

zuführen, wobei eingehende Kostenvergleiche anzu-

stellen sind.

* Bauvorhaben in Eigenregie müssen kostengünsti-

ger als reine Fi-rmenbauten sein, da die anteils-

mäßigen Verwaltungskosten (Buchhaltung, Lohnver-

rechnung) erhöht sind.

* Bei Bauvorhaben in Eigenregie sind überprüfbare

Nachkalkulationen durchzuführen.

6. 4 Zielvorstellung

Der Landesrechnungshof schlägt folgende Vor

qangsweise vor:

.* Erhaltungsarbeiten sind weiterhin vorwiegend in

Eigenregie durchzuführen. Dies entspricht auch

den Richtlinien des Schutzwasserbaues.
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* Wenn eine BaumaßnahmeGesamtkoste'n in der Grö-

Oenordnung von 1, 5 Mio. 5 verursacht, hat die

Vergebung aufgrund einer öffentlichen Ausschrei-
bunq als Firmenbau zu erfolgen.

Dies würde folgen de Vorteile bringen:

* Bei den Eigenregiearbeiten betragen die Frem-d-

leistungen ca. 80 °n. Bei einem Bauvolumen von

weniger als 1, 5 Mio. 5 bleibt die Summe der

Teilvergaben noch im Rahmen der in der RIWA

festgelegten Grenze von einer Million Schilling

für die Vergebung aufgrund beschränkter Aus-

Schreibungen.

* Kleinmaßnahmen und Instandhaltungsarbeiten (Räumun-

gen, Verbauung kleinerer Uferbrüche, Schlägerun-

gen, Anpflanzungen u. dgl. ) können mit eigenen

Erhaltungspartien, die die notwendige Erfahrung

haben, durchgeführt werden.

* Eine Verringerung des Verwaltungsaufwandes, ins-

besonders in der Buchhaltung und Lohnverrech-

nung, ist durch vermehrte Firmenvergaben zu er-

warten. Außerdem ist die Endabrechnung schneller

zu e rwar t en.

* Die Wassermeister - oerzeit vorwiegend als örtliche

Bauleiter eingesetzt - können für ihre eigent-

lichen Aufgaben, nämlich die Gewässeraufsieht

(Gewässer gute- und Gewässer zustand sau fs ich t)
verstärkt herangezogen werden.
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Es ist daher auf Sicht eine Verringerung

der Anzahl der Kollektivvertragsarbeiter anzustre-

ben, und zwar auf jenes Maß, daG ein kontinuier-

licher Einsatz der Arbeiter auf Grundlage des

Jahresbudgets für Kleinmaßnahmen und Instandhal-

tungsarbeiten möglich ist.

Weiters wird dazu ausgeführt:

* Bei einem Ansteigen des Bauvolumens ist der

Arbeiterstand nicht zu erhöhen, sondern sind

vermehrt Bauvorhaben an Firmen zu vergeben.

* Der Bedarf an Arbeitskräften sollte zumindest

unter den benachbarten Baubezirksleitungen (Bau

bezirksamt) infolge wechselnder Auslastung aus-

geglichen werden. Ebenso wäre bei Arbeits-

spitzen infolge Hochwasserschäden vorzugehen.

In diesem Zusammenhang wird der derzeitige

Einsatz von Kollektivvertragsarbeitem der

Baubezirksleitung Liezen im Bereich des Bau-

bezirksamtes Graz positiv hervorgehoben.
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7. Naturnaher Wasserbau

Die ungemein ylelgestaltigen Fließgewässer

Steiermarks erfordern eine sehr individuelle, auf den

jeweiligen Gewässertyp zugeschnittene Behandlung. Um

negative Auswirkungen auf Natur und Landschaft bei

Flußbaumaßnahmen unter Wahrung der Erfordernisse eines

wirksamen Schutzes vor den Gefahren von Hochwässern so

gering wie möglich zu erhalten, wurde vom Amt d&r

Steiermärkischen Landesregierung ein Maßnahmenkataloq

für den naturnahen Wasserbau erstellt.

In diesem Maßnahmenkatalog sind folgende

schutzwasserbauliche Grundsätze enthalten:

* Passiver Hochwasserschutz
ft

Hierunter fallen u. a. die Ausweisuno van natür-

lichen Retentionsräumen in den Flächenwidmungs-

planen und die Abgeltung von allfälligen Nutzungs
beschränk unaen.

* Hochwasserrückhalt

Zur Reduzierung der Hochwasserabflußspitzen wer

den RückhaIteanlagen in Form von Trockenbecken

oder mit Grundseen ausgestattet geschaffen. Be

vorzugt werden Trockenbecken mit Nutzung der

Rückhalte flächen Für landwirtschaftliche und

forstwirtschaftliche Zwecke.

* Schutz- und Regulierungsbauten

Kann der notwendige Hochwasserschutz durch die
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vorgenannten Maßnahmen nicht erreicht werden,

so sind Schutz- und Regulierungsmaßnahmen zu

setzen. Darunter versteht man in erster Linie:

** Hochwasserdämme

** Uferschutzbauten

** Streckung des Gewässerlaufes

** Beseitigung von örtlichen Abflußengstellen

** Maßnahmen zur Sicherung der Sohle

** Maßnahmen zur Überleitung der Hochwässer in

andere Abflußgebiete.

* Als Zielsetzungen gelten:

** Individuellere Abstimmung der Bemessungswas-

sermengen auf die Erfordernisse der bestehen-

den und geplanten Nutzungen in Freilandstrek-

ken .

** Möglichste Anpassung der Linienführung an das

bestehende Bachbett unter Einbeziehung stabi-

ler und bewachsener Uferbereiche.

*''*' Vermeidung der geometrischen L inien führunq .

+"x" Wahl einer landschaftsgerechteren Linienfüh-

rung bei Rückführung eines Wasserlaufes in

die Tiefenlinie des Talbodens.

** Vermeidung von durchgehenden Sohlpflasterungen

und Berollungen in Hügel- und Flachlandgewäs-

sern zur Stabilisierung der Sohle.

*^ Verhinderung von Sohlabsenkungen, die negati-

ve Auswirkungen auf den Grundwasserhaushalt

nach sich ziehen können.
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** Vermeidung von gleichförmigen, insbesondere

symmetrischen Profilen.

** Anpassung der Sohlbreiten an den natürlichen

Gewässerzustand.

** Fischereigerechte Ausgestaltung der Profile

(Fischsteine, Buhnen, rauhe Verlegung der An-

satzsteine u. dgl. ).

** Standortgerechte Wiederbepflanzung der Ufer-

bereiche nach ökologischen Anforderungen.

** Berücksichtigung des Bewuchses bei der Berech-

nung der Abflußleistung eines Profils.

** Anwendung möglichst kombinierter Bauelemente

zur Sicherung des Boschungsfußes und der Ufer-.

boschung (Steinverbauung und vegetabile Bau-

weisen).

* Instandhaltung von Hochwasserschutzmaßnahmen

Dazu gehören die Instandhaltung von Anlagen, die

dem Hochwasserrückhalt dienen, sowie von Schutz-

und Regulierungsbauten, soweit diese mit offent-

lichen Mitteln gefördert wurden.

* Pflege der Gewässer

Darunter fallen folgende Maßnahmen an natürlichen

Gewässern:

** Die Freihaltung der Gewässer von abflußhem-

mendem Bewuchs, absturzgefährdeten Bäumen

und die Räumung von Ablagerungen, die ahne

künstliche Beeinflussung des Gewässers ver-

ursacht wurden.
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** Die Behebung kleinerer Uferbrüche.

** Die Sicherung gefährdeter Uferstellen.

** Die Bepflanzung der Ufer und die Bewirt-

Schaffung der Bepflanzung im Uferbe-

reich.

Hiebei soll erreicht werden:

* Ein ökologisches Gleichgewicht der Gewässer.

* Anwendung naturnaher Baumethoden.

* Anpassung der Bewirtschaftung der Uferzonen an

die Beanspruchung durch Hachwasserabflüsse.

Der Landesrechnungshof sieht diese Regelung

der Abwicklunq flußbaulicher Maßnahmen als äußerst

zweckmäßig und zielführend an.

Dabei sind auch aus wirtschaftlicher Sicht

folgende Punkte besonders hervorzuheben:

* Der Pfleae- und derlnstandhalt'jnq der Gewässer

wurde ein besonderer Stellenwert eingeräumt.

Durch einen vorbeugenden Hochwasserschutz kon-

nen in vielen Fällen höhere finanzielle Auf-

Wendungen zur späteren Sanierung zerstörter

Fluß- und Bachläufe vermieden werden.

* Die Erstellung landwirtschaftlicher Vorrang-

zonen (Böden, Klima, Besitzstrukturen usw.)

beschränkt Hochwasserschutzmaßnahmen auf un-

bedinqfc Schützens werbe Gebiete.
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* Die Intensivierung der Gewässerbeschau (Ge-

wässerzustand und Güte), wodurch rechtzeitig

Instandhaltungsmaßnahmen gesetzt werden kön-

nen .

* Die vorrangige Untersuchung der Möglichkeiten

zur Anwendung des passiven Hochwasserschutzes

und des Hochwasserrückhaltes. Gerade die der-

zeitige Überproduktion von landwirtschaftli-

chen Gütern müßte eigentlich dazu führen,

keine weiteren Produktionsflächen (z. B. U m -

Widmung von Aulandschaften) durch Hochwasser-

freistellung zu schaffen. In vielen Fällen

müßten Gewässerpflege- und Stabilisierungsmaß

nahmen ausreichen.

* Die verstärkte Ausschöofung der vielfältiqen

Möglichkeiten von Schutz- und Regulierungs-

bauten wie Z. B.:

** Hochwasserdämme

** Uferschutzbauten

** Beseitigung von örtlichen Abflußengstellen

** Überleitung der Hochwässer in andere Fluß-

gebiete.

Der Landesrechnungshof stellt dazu ergänzend fest:

* Ein wirksamer, vorbeugender Hochwasserschutz

(Pflege und Instandhaltungsmaßnahmen) ist nur

dann möglich, wenn auch verstärkt finanzielle
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Mittel hiefür zum Einsatz kommen. Hiezu ge-

hart auch die Beweglichkeit im Einsatz der

finanziellen Mitteln durch die Baubezirkslei-

tungen (Baubezirksamt) und keine starre Bin-

düng an einzelne Bauvorhaben.

* Hochwasserrückhalteanlagen sind wirtschaft-

lich, da

** zur Erhaltung der Fluß- und Bachläufe Pflege

bzw. Stabilisierungsmaßnahmen genügen und

** aufwendige Schutz- und Regulierungswasser-

bauten mit hohem Ausbaugrad sich erübrigen

und nur zusäfczlich in verbauten Gebieten

notwendig sind.

* Die Erstellung eines Prioritätenkatalogs für

notwendige Schutz-und Regulierungswasserbauten

wäre zweckmäßig. Dabei wäre zu beachten:

** Wo kann mit dem geringstmäglichen Einsatz

finanzieller Mittel ein Maximum an Hoch-

wasserschutz erreicht werden (Kosten-Nutzen-

effekt).

** Ein verstärkter Einsatz der finanziellen

Mittel von Bund und Land unter Berücksichti-

gung der Interessentenmittel auf wenige Bau-

vorhaben führt zur Verringerung der langen

Bauzeiten. Einzelne Wasserverbände sind oft

in der Lage, verstärkt Interessentenbeiträge

beizustellen. Kürzere Bauzeiten sind ökono-

mischer und entlasten die Dienststellen der

Bundeswasserbauverwalfcung.
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8. Gebarung

Der Landesrechnungshof hat auch Einsicht in

die Jahresabschlüsse über die Gebarung der Bundes-

wasserbauverwaltung der letzten 5 Jahre genommen.

Das Ergebnis ist auszugsweise als Diagramm in der

Beilage 9 dargestellt.

Dabei wurde ein ständiges Ansteigen der für

den Flußbau vom Burd, Land und Interessenten zur Ver-

fügung gestellten Mittel in den letzten 5 Jahren

festgestellt, wobei diese im Jahre 1982 rund 217 Mio.S

betrugen. Des weiteren ist auch ein Kreditmittelüber-

hang in den Jahresabschlüssen zu ersehen, der sich

vorwiegend aus Bundesmittel zusammensetzt.

Vom Landesrechnungshof wird im Zusammenhang

mit dem Kreditmittelüberhang die durch Saudispositionen,

Interessenten l eis t ungen, Hochwasserreserve und Witte-

rungsabhängigkeit bedingte Problematik durchaus er-

kannt.

Trotzdem sollte jedoch getrachtet werden,

daß der Einsatz der Kreditmittel zur Erfüllunr des

Bauprogrammes so erfolgt, daß die vorhandenen Über-

hänge am Jahresende weitgehend reduziert werden.

Der Landesrechnungshof schlägt dazu vor:

* In das Bauprogramm sollen nur baureife Baumaß-

nahmen entsprechend der RIWA aufgenommen wer-

den, d. h. die notwendigen rechtlichen und för-

derungsbedingten Genehmigungsverfahren müssen

abgeschlossen sein.
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* Ein entsprechender Vorrat an baureifen Projek-

ten ist zu schaffen. Dies erfordert eine ErhÖ-

hung des Planungsaufwandes und, wie bereits vor-

geschlagen, einen verstärkten Einsatz van Zi-

viltechnikern für die Ausarbeitung der Detail-

Projekte.

* Eine rechtzeitige Ausschreibung der Baumaßnah-

men ist unumgänglich, damit die für das laufende

Jahr vorgesehenen Kreditmittel für das jeweili-

ge Bauvorhaben eingesetzt werden können.

* Beim Einsatz der verfügbaren Förderungsmittel

von Bund und Land ist eine verstärkte Mobilität

erforderlich. Oftmals sind Wasserverbände und

Gemeinden in der Laue, einen höheren Interessen-

tenbeitrag zu leisten.

* Die fälligen Interessentenbeiträge sind recht-

zeitig vor Baubeginn bzw. vor der Verausgabung

einzufordern, damit der kontinuierliche Bauab-

lauf durch mangelnde Interessentenleistungen

nicht gehemmt wird.

* Für die Budgetkoordinierung sollte die EDV

effizienter eingesetzt werden. Eine rasche Aus-

Wertung der durch die EDV gewonnenen Erkennt-

nisse müßte eine rechtzeitige Umschichtung der

Geldmittel innerhalb des gesamten Baubereiches

ermöglichen.

* Bei der Erstellung des Bauprcgrammes sollten

die vorhandenen Überhänge entsprechend be-

rücksichtigt werden, wodurch sich das Bauvolu-

men für das nächstfolgende Jahr erhöht.
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* Ein verstärkter Einsatz von Firmen bei

der Baudurchführung ist anzustreben, wobei

größere Bauvorhaben grundsätzlich an Firmen

vergeben werden sollten.
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9. Schiußbemerkungen

Der Landesrechnungshof hat eine stichproben-

weise Prüfung von F'lußbaumaßnahmen durchgeführt. Die

Auswahl der geprüften Bauvorhaben erfolgte so, daß die

Tätigkeit der Fachabteilungsgruppe Landesbaudirektion

- Fachabteilung lila, aller Baubezirksleitungen und des

Baubezirksamtes Graz in die Erhebungen einbezogen wurde

Neben der Prüfung der BaudurchFührung wie

Planung, Ausschreibe- und Vergabevorgang, Ausmaßermitt-

lung, wirtschaftlicher Einsatz der Geräte und Abrech-

nung, wurden auch die Vor- und Nachteile von Eigen-

regiebauten untersucht.

In der Steiermark werden alljährlich Flußbau-

maßnahmen mit einem Gesamtumfang von rund 210 Mio. S

durchge führt.

Die Bauausführung der überprüften Regulierungs

maßnahmen erfolgte im wesentlichen ordnungsgemäß unter

Beachtung der anerkannten Regeln der Technik und waren

sowohl die Eigenregiepartien als auch die ausführenden

Firmen bemüht, eine sorgfältige Arbeit zu liefern.

Der Landesrechnungshof stellt in diesem Zusam-

menhang auch trotz einzelner nachfolgender kritischer

Betrachtungen fest, daß sämtliche im Flußbau befaßten

Landesbediensteten in der Fachabteilun" lila und in

den Baubezirksleitungen (Baubezirksamt) bemüht waren,

ihre Aufgaben gewissenhaft zu erfüllen und der wirt

schaftiiche Einsatz der vorhandenen Finanzmittel weit-

gehendst gewährleistet ist.
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Hinsichtlich der Abwicklung der einzelnen Bau-

v orhaben hat der Landesrechnungshof u. a. folgendes Fest-

gestellt:

Die Vergebungsvorschriften für das Land Steier-

mark und die vom Bundesministerium für Land- und Forst-

Wirtschaft herausgegebenen Richtlinien für die Verge-

bung von Leistungen im Wasserbau werden bei den soge-

nannten Eigenregiebauten nicht immer eingehalten. An

folgenden Beispielen wird dies aufgezeigt:

* Bei drei geprüften Ausschreibungen für die Liefe-

rung von Wasserbausteinen waren dem Auftraggeber

offensichtlich die späteren Bestbieter bereits be-

kannt, da die Lieferung vor der Anbotseröffnung

erfolgte. Z. B.

^^ Die Anbotseröffnung für die Lieferung von Was-

serbausteinen im Ausmaß von 2. 000 Tannen war

am 28. Mai 1980. Die Lieferungen durch die

beiden Biliigstbiefcer erfolgten dagegen be-

reits im April 1980.

, * Die Vergebung von Leistungen erfolgte in einem Fall

bei einer beschränkten Ausschreibung nicht an den

Bestbieter.

\ * Durch unzulässige Stückelungen von Auftragssummen
wurden in verschiedenen Fällen beschränkte Aus-

i Schreibungen umgangen und erfolgte eine freihän-

dige Vergebung. So wurden Z. B.

** die LKW-Regiestunden für ein Bauvorhaben in

64- Aufträgen geteilt und mit einer Gesamt-

summe von rund 1, 1 Mio. 5 jeweils freihändig

vergeben.
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** ca. 77. 000 Liter Diesel beim gleichen Bau-

vorhaben für den Betrieb der landeseigenen

Baumaschinen miteiner Auftrag s summe von

rund 5 490. 000, -- ohne vorherige Ausschrei-

bung angekau ft.

** ein Hydraulikbagger bei einem weiteren Bauvor-

haben mit einer Auftragssumme von rund

S 165. 000, -- geteilt in 4 Aufträge, angemietet.

** Wasserbausteine im Ausmaß von ca. 170. 000, --,

geteilt in 5__A_y_fj^räqe freihändig vergeben.

* Bei zwei geprüften Bauvorhaben wurde das für den

Bau von Ersatzbrücken notwendige Brückentragwerk

ohne Durchführung einer beschränkten Ausschreibung

vergeben.

* Die in den Leistungsverzeichnissen enthaltenen

Massen entsprechen oftmals nicht dem tatsäch-

lichen Bedarf und wurden u. a. in nachstehenden

Fällen wesentlich überschritten.

** Aufgrund einer beschränkten Ausschreibung wurde

die Lieferung von 5. 000 Tonnen Wasserbausteinen

vergeben. Tatsächlich geliefert wurden rund

Iß. QGO Tonnen Wasser'bausteine.

** Aufgrund einer weiteren beschränkten Ausschrei-

bung wurde die Lieferung von 1. 260 m3 Fertig-

beton vergeben. Geliefert und auch benötigt

wurden dagegen 2. 084 m?.



Der Landesrechnunqshof schlägt daher vor:

* Für das gesamte Gebiet der Steiermark einheit-

liche Aysschreibungsvordrucke für verschiedene,

häufig vorkommende Lieferungen und Leistungs-

arten (Großgeräte, Steinlieferungen, Fertigbe-

ton, Fertigteilbrücken, Stahl, LKW-Einsatz

u. dgl. ) aufzulegen.

* Beschränkte Ausschreibungen für größere Liefe-

rungsmengen bzw. Leistungseinheiten, abgestimmt

auf die Größe des Bauvorhabens und zumindest vor-

ausschauend auf ein Kreditjahr^ zu tätigen.

* Bei beschränkten Ausschreibungen zumindest auch

Firmen der Nachbarbezirke zur Anbotsstellung ein-

zuladen. Insbesonders dann, wenn im Bezirk selbst

keine ausreichende Anzahl von geeigneten Firmen

vorhanden ist.

* Die beschränkten Ausschreibungen so rechtzeitig

durchzuführen, daß der Bauablauf nicht gehemmt

ist.

* Sicherzustellen, daß Genehmigungen zur Vergebung

von Leistungen durch die übergeordnete Dienst-

stelle rechtzei t_i g erfolgen.

* Bei freihändigen Vergaben mehrere Konkurrenzan-

böte einzuholen, damit ein Preisvergleich mog-

lich und die Preisangemessenheit überprüft wer-

den kann.



* Die Lieferung von Dieselöl für den Betrieb der

landeseigenen Maschinen bei größeren Bauvor-

haben beschränkt auszuschreiben oder sich an

die Vergaben, der im Rahmen von den Baubezirks

leitungen, Referat Straßenbau, durchgeführten

jährlichen Ausschreibungen anzuschließen.

* Für immer wiederkeh'rende gleichartige Arbeiten

Rahmen aus Schreibungen durchzuführen.

Vom Amt der Steiermärkischen Landesregierung

wurde ein Maßnahmenkatalog für den nat_urnahen Wasser-

bau erstellt. Der Landesrechnungshof sieht diese Rege-

lung der Abwicklung flußbaulicher Maßnahmen als äußerst

zweckmäßig und zielführend an.

Besonders hervorzuheben ist, daß der Pf l e g e

und der Instandhaltung der Gewässer ein besonderer

Stellenwert eingeräumt wird. Durch rechtzeitige Pflege-

und Instandhaltunqsmaßnahmen können in vielen Fällen

höhere finanzielle Aufwendungen zur späteren Sanie-

rung zerstörter Fluß- und Bachläufe vermieden werden.

Der Landesrechnungshof stellt hiezu ergänzend fest:

* Ein wirksamer, vorbeugende_r Hochwasserschutz ist

nur unter verstärktem Einsatz finanzieller Mit-

tel für Pflege- und Instandhaltungsmaßnahmen mög-

lich. Eine Kreditverlagerung vom Ausbau zur Er-

haltung wäre sinnvoll.
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* Der Einsatz dieser finanziellen Mittel durch

die Baubezirksleitungen (Baubezirksamt) soll

beweglich sein. Hiezu hat der Landesrechnungs-

hof eine administrative Vereinfachung in Form

durch die Fachabteilung lila zu genehmigende

Sammelkredite entweder für den gesamten Baube-

zirk oder für einzelne FluGgebiete vorgeschla-

gen .

Zur Frage der Eigenregiebauten wird vom

Landesrechnungshof grundsätzlich folgende Auffassung

vertreten:

Unter der Leitung der Bundeswasserbauver-

waltung wurden in Eigenregie im Zusammenwirken von

Kollektivvertragsarbeitern und eigenen Baumaschinen

in der Zeit nach 1945 hervorragende Leistungen er-

bracht.

Auf dem Flußbausektor wurden eine Vielzahl

von Maßnahmen im Rahmen der Bundeswasserbauverwal-

tung durchgeführt, für die damals im Bereich der pri-

vaten Unternehmer kein Interesse bestand. Schon

jetzt wird aber ein Großteil der Arbeiten an die

Privatwirtschaft vergeben. Ein Teil, darunter auch

größerer Maßnahmen, wird aber nach wie vor in Ei-

genregie abgewickelt.

Nicht zuletzt durch die technische Entwick-

lung im Flußbau hat sich der Anteil der Fremdleistun-

gen gegenüber den Eigenleistungen bei Eigenregie

maßnahmen ständig erhöht. Der Landesrechnungshof er-

mittelte, daß rund 80 °a des finanziellen Aufwandes

für Flußbauten auf private Unternehmen (Baumaschinen



kosten, Materialkosten usw. ) entfallen. Es kann da-

her im Flußbau von Eigenregiearbeifcen mit üb e rw i ege n -

der Fremdleistung gesprochen werden.

In der heutigen Zeit, in der Baufirmen durchaus

bereit sind, Flußbauten durchzuführen, sollten noch

im weitaus verstärktem Ausmaß Eigenregiebauten einge-

schränkt werden.

Grundsätzlich wird die Meinung vertreten,

daß die öffentliche Hand Arbeiten, die auch private

Unternehmen mit demselben Erfolg ausführen können,

nur dann selbst durchführen soll, wenn hiefür eine

besondere Begründung gegeben ist.

Da eine exakte MassenerFassung für die Ver-

gäbe der Erhaltungs- und Instandhaltungsarbei'ten so-

wie von Hochwasserschadensbehebungen an Firmen kaum

möglich ist, ist in der Regel die Durchführung dieser

Arbeiten in Eigenregie zweckmäßig.

Durch die rechtzeitige Durchführung von Pflege-

und Instandhaltungsarbeiten werden größere Schäden ver-

hindert. Eine Ausschreibung bzw. Firmenvergäbe von

derartigen Kleinstmaßnahmen ist, wenn überhaupt, so

nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich. Für

diese Arbeiten sind Eigenregietrupps besonders geeig-

net.

Der Landesr^chnungshof hat bei der A bwicklung

größerer Baumaßnahmen in Eigenregie nachstehendes er-
mittelt:

Das gesamte Bauvolumen zerfällt in viele Teilver-

gaben, wodurch eine öffentliche Ausschreibung,
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die wegen des größeren Konkurrenzdruckes günsti-

gere Preise erwarten läßt, umgangen wird.

* Ein großer Prozentsatz der Fremdleistungen wird

freihändig ohne vorherige Ausschreibung verge-

ben, wodurch überhaupt keine Konkurrenzierung vor

liegt.

E'ig_enregiebauten verursachen einen höheren Ver-

waltungsaufwand gegenüber Firmenbauten:

** Zusätzliche Belastungen der Buchhaltung, Lohn-

Verrechnung und der Landesbuchhaltung. Bei

Eigenregiebauten ist ein um mehr als IQfacher

Anfall von Belegen gegenüber Firm e. n bauten ge-

geben. '

** Erhöhte Belastung des mit der Bauausführung der

Eigenregiebauten befaßten technischen Personals,

da statt den sonst üblichen Bauayfsichtsaufga-

ben zusätzlich Bauleitu_n^saufgaben mit erhäh-

ter Verantwortung zu bewältigen sind.

* Ei. genregiebauten verursachen auch Probleme mit der

ständigen Auslastung der Kollektivvertraqsarbeits-

partiendurch die unterschiedlich zur Verfügung ge-

stellten Kreditmitteln. Die Baubezirksleitungen

übernehmen dadurch zusätzliche Aufgaben eines

Arbeitgebers.

* Die landeseigenen Baumaschinen stehen mit ihren

fixierten Stundensätzen außerhalb des Wettbewer-

bes und müssen auch bei preisgünstigeren privaten

Anboten, also auch unwirtschaftlich, eingesetzt

werden.
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Der Landesrechnungshof empfiehlt daher:

* Erhaltungsarbeiten weiterhin vorwiegend

in Eigenregie durchzuführen. Dies entspricht

auch den Richtlinien des Schutzwasserbaues.

* Bei Baumaßnahmen mit Gesamtkosten in der

Größenordnung von 1, 5 Mio. S ist die

Vergebung aufgrund einer öffentlichen Ausschrei-

buna als Firmenbau vorzunehmen.

Dies würde folgende Vorteile bringen:

* Kleinmaßnahmen und Instandhaltungsarbeiten (Rsu-

mungen, Verbauung kleinerer Uferbrüche, Schläge-

rungen, Anpflanzungen u. dgl. ) können mit eige-

nen Erhaltungspartien, da diese die notwendige

Erfahrung haben, durchgeführt werden.

* Bei den Eigenregiearbeiten betragen die Fremd-

leistungen ca. 80 °o. Bei einem Bauvolumen von

weniger als 1, 5 Mio. S bleibt die Summe der

Teilvergaben noch im Rahmen der in der RIWA

festgelegten Grenze von 1 Mio. S. für die Ver-

gebung aufgrund beschränkter Ausschreibungen.

* Die Wassermeister - vorwiegend als örtliche

Bauleiter eingesetzt - können Für ihre eigent-

lichen Aufgaben, nämlich die Gewässeraufsic h t,

mehrZeit aufwenden.

Es ist daher auf Sicht eine Verringerung der

Anzahl der Kollektivvertragsarbeiter anzustrsben und

zwar auf jenes Maß, daß ein kontinuierlicher Einsatz
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der Arbeiter auf Grundlage des Jahresbudgets für

Kleinmaßnahmen und Instandhaltungsarbeiten möglich

ist. Dazu wird weiters ausgeführt:

* Bei einem Ansteigen des Bauvolumens ist der

Arbeiterstand nicht zu erhöhen., sondern sind

vermehrt Bauvorhaben an Firmen zu vergeben.

* Bei Bedarf an Arbeitskräften sollte zunächst

unter den benachbarten Baubezirksleitungen (Bau-

bezirksamt) ein Ausgleich gesucht werden.

Ebenso wäre bei Arbeitsspitzen infolge Hoch-

Wasserschäden vorzugehen.

Wetters sind, wie eine Prüfung der Ausgaben

für Baumaschinen, Geräte und Fahrzeuge für den

Flußbau ergeben hat, die acht in Verwendung ste-

henden Großgeräte (Seilzugbagger und Laderaupen)

sowie die beiden LKW's ehestmöglich abzustoßen und

nicht mehr zu ersetzen. Bis auf zwei Baumaschinen und

einen LKW ist der Bestand überaltert (18 bis 25 Jahre

alt) und daher infolge Reparaturanfälligkeit unwirt-

schaft lich.

Der Landesrechnungshof hat auch Einsicht in

die Jahresabschlüsse über die Gebarung der in der

Steiermark zum Einsatz kommenden Flußbaumittel der

letzten 5 Jahre genommen. Dabei wurde ein Kreditmit-

telüberhang bei den einzelnen Jahresabschlüssen fest-

gestellt, aer sich vorwiegend aus Bundesmittel zusam-

mensetzt.

Der Landesrechnungshof empfiehlt u. a. zur

Reduzierung der vorhandenen Überhänge am Jahresende
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eine verstärkte Mobilität beim Einsatz der Förde-

rungsmittel und einen effizienteren Einsatz der

EDV bei der Budgetkaordinierung. Eine rasche Aus-

Wertung der durch die EDV gewonnenen Erkenntnisse

müßte eine rechtzeitige Umschichtung der Geldmit-

tel innerhalb des gesamten Baubereiches ermöglichen.

Am 10. Oktober 1983 fand im Landesrechnungshof

eine Schiußbesprechung statt, an der

von der Rechtsabteilung 1

von der Landesbaudirektion

von der Fachabteilung lila

ORR Dr. Erwin Wanke

Landesbaudirektor

Wirkl. Hofrat Dipl. -Ing
Helfrid Andersson

Wirkl. Hofrat

Dipl. -Ing. Ernst Maas

teilgenommen haben.

Bei dieser Schlußbesprechung wurden die wesent

lichsten Prüfungsergebnisse in ausführlicher Form be-

handelt.

Graz, am 17. Oktober 1983

Der Landesrechnungshofdirekter:

Dr. Ortner eh.

F. d. R. d. A.:


